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1.1 Motivation und Ziel 
Energiepreissteigerungen, regenerative Energien und eine 
Steigerung der Energieeffizienz vor dem Hintergrund der 
globalen Klimaerwärmung sind seit einigen Jahren in aller Munde 
und täglich in den Medien präsent. Jedoch wurde den meisten 
Menschen die finanzielle Tragweite der Situation erst klar, als die 
Ölpreise und damit auch die daran gekoppelten Gaspreise in den 
letzten Jahren massiv angestiegen sind.1 Der momentane 
Preisrückgang aufgrund der weltweiten Finanz- und 
Wirtschaftskrise wird voraussichtlich nur von sehr kurzer Dauer 
bleiben. Zurzeit bilden in Deutschland Heizöl und Gas mit über 
80 % Anteil die Hauptquelle für Wärmegewinnung in Gebäuden,2 
weshalb sich dort die Energiepreissteigerung besonders deutlich 
bemerkbar macht. 
Aufgrund der gestiegenen Energiekosten, aber auch aufgrund 
der staatlichen Förderung sowie aus dem gestiegenen 
Bewusstsein für Umweltschutz heraus interessieren sich immer 
mehr Gebäudeeigentümer für die Nutzung regenerativer 
Energien. Auf staatlicher Seite wird versucht, den Einsatz 
regenerativer Energien in Gebäuden durch diverse 
Förderprogramme sowie durch neue umweltgesetzliche 
Maßnahmen verpflichtend voran zu treiben. 
Wie wichtig der verstärkte Einsatz regenerativer Energien vor 
allem im Gebäudewärmebereich ist, wird bei Betrachtung der 
verbrauchten Energiemenge und der ausgestoßenen 
Treibhausgase deutlich: 35 % des Endenergiebedarfes sowie 
                                                 
1 Vgl. zum Preisanstieg bei Öl, siehe Anlage 1. 
2 Vgl. zum Anteil der Energieträger an der Gebäudeheizung, siehe Anlage 2. 
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33 % der ausgestoßenen Kohlendioxidmenge wird in 
Deutschland für die Raumheizung und Warmwasserbereitung 
(Wärmegewinnung) der Gebäude benötigt.3  
Durch den starken Ausbau der regenerativen 
Wärmeenergieversorgung im Gebäudebereich werden langfristig 
Energiekosten gesenkt, die Umwelt entlastet sowie die 
Abhängigkeit von Öl- und Gasimporten verringert und die damit 
zusammenhängenden unkontrollierbaren Energiekosten- 
schwankungen vermieden. Auch wenn der vom Menschen 
erzeugte Klimawandel durch Treibhausgasemission von einigen 
Wissenschaftlern nach wie vor bezweifelt wird, ist eine Schonung 
der endlichen fossilen Energiequellen und der Umwelt durch den 
Menschen geboten. 
Bei Neubauten und auch bei vielen Bestandsbauten lässt sich 
eine Integration von Anlagen zur Nutzung von regenerativen 
Energien meist relativ einfach und kostengünstig realisieren. 
Sobald jedoch denkmalschutzrechtliche Belange tangiert werden, 
ergeben sich besondere Problemlagen und Konflikte. 
Das studienbegleitende Praktikum bei der Stadt Esslingen a. N. 
hat dem Autor die vielfältigen Problemlagen in der als 
Gesamtanlage denkmalgeschützten Altstadt gezeigt. In dieser 
Arbeit sollen die zum Teil gegenläufigen öffentlichen Interessen 
von Denkmalschutz und Umweltschutz erörtert und mögliche 
Lösungsansätze aufgezeigt werden, ohne dabei näher auf die 
privaten – meist finanziellen – Interessen einzugehen. 
                                                 
3 Vgl. Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, S. 10. 
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1.2 Gegebenheiten in der Esslinger Altstadt 
In dieser Arbeit sollen nicht nur die allgemeinen Problemfelder 
beim Einsatz regenerativer Energien in denkmalgeschützten 
Gesamtanlagen erörtert, sondern insbesondere auch die 
speziellen Gegebenheiten in der Esslinger Altstadt berücksichtigt 
werden. 
Der mittelalterliche Stadtkern ist einer der wenigen großen 
Stadtanlagen Deutschlands, der von Kriegseinflüssen verschont 
geblieben ist4 und mit einer fast vollständig erhaltenen 
Bausubstanz, die bis in das 13. Jahrhundert zurückreicht, 
ausgestattet ist.5 Unter anderem finden sich in der Altstadt die 
älteste zusammenhängende Häuserzeile Deutschlands6 und rund 
900 eingetragene Kulturdenkmale. Der mittelalterliche Stadtkern 
und einige weitere Bereiche der Altstadt7 wurden 2001 durch 
Satzung als Gesamtanlage unter Denkmalschutz gestellt.8 
Der mittelalterliche Stadtkern zeichnet sich durch eine extrem 
dichte Bebauung - durchzogen von zahlreichen schmalen Gassen 
- von meist der gesamten Grundstückfläche mit überwiegend 
mehrstockigen Holzfachwerkhäusern mit roter Ziegeldeckung auf 
steil geneigten Satteldächern aus. Die Altstadt befindet sich in 
der Talsohle des schmalen Neckartals, umgeben von Wohn- und 
Gewerbeansiedlungen sowie den anderen Teilorten der Stadt, die 
sich die Hanglagen auf beiden Talseiten hinauf erstrecken. 
Die Bedeutung dieser Gegebenheiten werden im Verlaufe dieser 
Arbeit im Bezug auf ihr Konfliktpotential erläutert. Andere als 
Gesamtanlage denkmalgeschützte Altstädte wie die von Freiburg 
und Heidelberg sind von der Bebauung her vergleichbar.
                                                 
4 Vgl. Stadt Esslingen am Neckar, 2000, S. 8. 
5 Vgl. Stadt Esslingen am Neckar, 2001, S. 12; ebenda, S. 21. 
6 Vgl. ebenda, S. 15. 
7 Vgl. zum Geltungsbereich der Gesamtanlage Esslingen am Neckar, siehe 
Anlage 3. 





Um die Interessenskonflikte zwischen Denkmalschutz und 
Umweltschutz in Gesamtanlagen erörtern zu können, müssen 
einige denkmalschutzrechtliche Begriffe näher erläutert werden. 
Um auf die besonderen Gegebenheiten in der Esslinger Altstadt9 
und vergleichbarer Altstädte eingehen zu können und 
insbesondere den innerhalb der Gesamtanlagen oftmals 
vorhandenen Kulturdenkmalen und eingetragenen 
Kulturdenkmalen gerecht zu werden, werden im folgenden nicht 
nur die denkmalgeschützten Gesamtanlagen selbst beschrieben. 
 
2.2 Kulturdenkmale 
Das Baden-Württembergische Denkmalschutzgesetz (DSchG)10 
definiert in § 2 Abs. 1 Kulturdenkmale. Dies können Sachen, 
Sachgesamtheiten und Teile von Sachen sein. Bei den Sachen 
sind in dieser Arbeit vor allem Gebäude von Bedeutung. 
Das schützenswerte Interesse kann sich jedoch nur auf Teile von 
Sachen beschränken, wie zum Beispiel einzelne 
Gebäudebestandteile oder Gebäudeteile. Damit jedoch nur ein 
Teil einer Sache als Kulturdenkmal eingestuft wird, darf zwischen 
dem schützenswerten Teil und dem Rest der Sache kein 
funktioneller oder substanzieller Zusammenhang bestehen.11 Bei 
Gebäuden ist dies unter anderem bei der Integration von 
denkmalgeschützten Bauteilen der Fall, zum Beispiel bei 
Eingliederung einer historischen Fassade in einen Neubau. 
                                                 
9 Vgl. Gliederungspunkt 1.2. 
10 Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz - DSchG) in 
der Fassung vom 06. Dezember 1983, GBl. S. 797, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 14. Dezember 2004, GBl. S. 895. 
11 Vgl. Strobl, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 2 Rn. 10. 
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2.2.1 Denkmalfähigkeit 
Der Begriff der Denkmalfähigkeit beschreibt den Erhaltungswert 
einer Sache aus den im Gesetzeswortlaut des § 2 Abs. 1 DSchG 
abschließend genannten drei Gründen „wissenschaftlich“, 
„künstlerisch“ und „heimatgeschichtlich“.12 Das Vorliegen bereits 
eines dieser Merkmale kann die Denkmalfähigkeit begründen, 
jedoch ist auch eine Kombination mehrerer Merkmale möglich.13  
 
2.2.1.1 Wissenschaftliche Gründe 
Wissenschaftliche Gründe für die Denkmalfähigkeit liegen vor, 
wenn eine Sache für die Wissenschaft oder irgendeinen 
Wissenschaftszweig von Bedeutung ist und ihre Funktion für den 
jeweiligen Wissenschaftszweig ersichtlich oder Gegenstand eines 
konkreten Forschungsvorhabens ist.14 Wissenschaftliche Gründe 
liegen insbesondere nicht vor, wenn eine Sache den hinlänglich 
bekannten allgemeinen Wissensstand oder zeitgenössischen 
Geschmack einer Epoche dokumentiert. 
 
2.2.1.2 Künstlerische Gründe 
Künstlerische Gründe sind gegeben, wenn eine Sache 
Symbolcharakter für künstlerisches Schaffen oder eine 
Stilrichtung und eine gesteigerte ästhetische sowie gestalterische 
Qualität besitzt.15 Bei einem Gebäude kann dies zum Beispiel 
eine Stilepoche sein, die dieses in besonderem Maße verkörpert 
oder eine besonders außergewöhnliche und reichhaltige 
Verzierung. 
                                                 
12 Vgl. ebenda, § 2 Rn. 23. 
13 Vgl. Hammer, Felix, DÖV 1995, S. 358 (361). 
14 Vgl. Strobl, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 2 Rn. 19. 
15 Vgl. ebenda, § 2 Rn. 20. 
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2.2.1.3 Heimatgeschichtliche Gründe 
Die Denkmalfähigkeit aus heimatgeschichtlichen Gründen ist 
weiter gefasst und bezieht Sachen ein, die aus den beiden 
vorhergehend genannten Gründen nicht denkmalfähig sein 
können. Allerdings müssen sie tatsächlich 
Erinnerungsgegenstand für Vergangenes sein, einen besonderen 
Wert für den jeweiligen Ort besitzen oder von geschichtlichen 
Geschehnissen Zeugnis ablegen.16 Alleine das Alter einer Sache 
reicht jedoch nicht aus, sie aus heimatgeschichtlichen Gründen 
als denkmalfähig zu betrachten. 
 
2.2.2 Denkmalwürdigkeit 
Da die vorgehend genannten drei Merkmale der 
Denkmalfähigkeit noch zu weit gefasst sind, tritt zur 
Denkmalfähigkeit als weitere Bedingung das öffentliche 
Erhaltungsinteresse hinzu. Liegt die Denkmalfähigkeit und das 
öffentliche Erhaltungsinteresse vor, begründet das die 
Denkmalwürdigkeit einer Sache.17 Maßstab für die Entscheidung, 
welche Gründe der Denkmalfähigkeit vorliegen und ob ein 
öffentliches Erhaltungsinteresse besteht, muss die detaillierte 
Beurteilung eines Sachverständigen sein.18 
 
2.2.3 Denkmaleigenschaft 
Damit es zur Denkmaleigenschaft einer Sache und damit zu ihrer 
Unterschutzstellung kommen kann, muss sie denkmalfähig und 
denkmalwürdig sein.19 Dies löst eine bloße Verfahrenspflicht 
nach § 8 DSchG aus. 
                                                 
16 Vgl. ebenda, § 2 Rn. 21. 
17 Vgl. ebenda, § 2 Rn. 24. 
18 Vgl. ebenda, § 2 Rn. 25. 
19 Vgl. Gliederungsziffern 2.2.1 und 2.2.2; zum Begriff Denkmaleigenschaft 
siehe auch Strobl, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 2 Rn. 25. 
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Bei der Unterschutzstellung werden lediglich die öffentlichen 
Interessen berücksichtigt, die Eigentümerinteressen erst bei der 
Prüfung von Genehmigungstatbeständen. Dies ist die so 
genannte Zweistufigkeit der Interessenabwägung im 
Denkmalschutzgesetz.20 
Das Denkmalschutzgesetz ist somit Inhalts- und 
Schrankenbestimmung im Sinne des Art. 14 Abs. 1 S. 2 
Grundgesetz (GG)21 von Eigentum (Art. 14 GG) und Baufreiheit 
(Art 14 GG i. V. m. Art. 2 Abs. 1 GG)22 unter Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, der eventuell abweichende 
Entscheidungen gebietet.23 Dies findet auch Niederschlag im 
Wortlaut des § 6 DSchG. Diese Hürde der (wirtschaftlichen) 
Unzumutbarkeit muss bei Versagung oder Erteilung einer 
denkmalschutzrechtlichen Genehmigung beachtet werden.24 
 
2.2.4 Schutz von Kulturdenkmalen 
Für alle Kulturdenkmale im Sinne von § 2 Abs. 1 DSchG gelten 
die Schutzvorschriften des 3. Abschnittes (§§ 6 - 11) DSchG.25  
Von Bedeutung für diese Arbeit ist hierbei insbesondere der § 8 
DSchG, der den allgemeinen Schutz von Kulturdenkmalen mit 
Hilfe von Genehmigungstatbeständen garantiert. Hierbei werden 
alle Maßnahmen genehmigungspflichtig, die das Kulturdenkmal 
in seinem Erscheinungsbild oder in seiner Substanz 
                                                 
20 Vgl. Strobl, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 2 Rn. 24; Sieche, Heinz, in: 
Strobl/Majocco/Sieche, § 8 Rn. 1. 
21 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) vom 23. Mai 1949, 
BGBl. S. 1, zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. August 2006, BGBl. I 
S. 2034. 
22 Vgl. Fritzsch, Falk, VBlBW 2004, S. 414 f. 
23 Vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 27.06.2005, VBlBW 2006, S. 20 (22). 
24 Vgl. zur Ermessenentscheidung Gliederungspunkt 2.2.4.; Vgl. Sieche, 
Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 8 Rn. 4. 
25 Vgl. Majocco, Ulrich, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 12 Rn. 1. 
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beeinträchtigen.26 Somit wird ein präventiver Schutz des 
öffentlichen Erhaltungsinteresses gewährleistet, da sehr viele 
Maßnahmen an einem Kulturdenkmal dazu geeignet sein können, 
dieses zu beeinträchtigen. 
Beim Einsatz von regenerativen Energien und den damit 
zusammenhängenden technischen Anlagen kommt von den 
Genehmigungsvorbehalten des § 8 Abs. 1 DSchG in der Regel 
nur Nr. 2 in betracht, da diese Anlagen lediglich geeignet sind, 
beeinträchtigenden Charakter zu haben. Sie sind dann in der 
Folge genehmigungspflichtig.27 Zu beachten ist, dass der Grad 
der Beeinträchtigung durch eine solche Anlage je nach Grund der 
Unterschutzstellung28 des Kulturdenkmales unterschiedlich 
(kategorienadäquat) eingestuft wird.29 
Wie erheblich eine Beeinträchtigung sein muss, um zu einer 
Versagung der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung zu 
führen, hat der Verwaltungsgerichtshof Mannheim unter der 
bauordnungsrechtlichen Verunstaltung, aber doch als deutlich 
wahrnehmbar und belastend wirkend angesetzt.30 Maßstab 
hierfür ist der dem Denkmalschutz gegenüber aufgeschlossene 
Durchschnittsbetrachter. 
In die Erteilung oder Versagung einer denkmalschutzrechtlichen 
Genehmigung gemäß § 8 Abs. 1 sind alle relevanten öffentlichen, 
privaten sowie denkmalschutzrechtlichen Belange mit 
einzubeziehen und abzuwägen.31 Die Entscheidung über eine 
denkmalschutzrechtliche Genehmigung für jeden Einzelfall nach 
                                                 
26 Vgl. Sieche, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 8 Rn. 1; ebenda, Rn. 14. 
27 Vgl. ebenda, Rn. 14. 
28 Siehe Gliederungspunkte 2.2.1.1, 2.2.1.2 und 2.2.1.3. 
29 Vgl. OVG Berlin, Urteil vom 06.03.1997, NVwZ-RR 1997, S. 591 (595); VGH 
Mannheim, Urteil vom 27.06.2005, VBlBW 2006, S. 20 (22). 
30 Vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 23.07.1990, VBlBW 1991, S. 257 (259). 
31 Vgl. Sieche, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 8 Rn. 6.; Strobl, Heinz, in: 
Strobl/Majocco/Sieche, § 7 Rn. 12. 
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pflichtgemäßem Ermessen im Sinne des § 7 Abs. 1 DSchG zu 
treffen.32 Somit führt eine ermessensfehlerhafte Entscheidung 
zur Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes. 
 
2.3 Eingetragene Kulturdenkmale 
Der 4. Abschnitt (§§ 12 - 18) des DSchG beinhaltet Vorschriften 
zum zusätzlichen Schutz von eingetragenen Kulturdenkmalen. 
Diese Einteilung in zwei verschiedene Wertigkeitsklassen von 
Denkmalen ist in keinem anderen Denkmalschutzgesetz in 
Deutschland zu finden. 
Eingetragene Kulturdenkmale gemäß § 12 DSchG sind immer 
Kulturdenkmale im Sinne von § 2 Abs. 1 DSchG, jedoch von 
besonders herausragender wissenschaftlicher, künstlerischer 
oder heimatgeschichtlicher Bedeutung33, sodass dadurch ein 
gesteigertes öffentliches Erhaltungsinteresse an ihnen besteht.34 
 
2.3.1 Schutz von eingetragenen Kulturdenkmalen 
Der zusätzliche Schutz ergibt sich insbesondere aus den 
Vorschriften des § 15 DSchG. Aus dem Wortlaut „zusätzlich“ des 
§ 12 Abs. 1 DSchG geht hervor, dass die Vorschriften des § 8 
DSchG für Kulturdenkmale auch für eingetragene 
Kulturdenkmale gelten, sofern sie nicht bereits durch die 
wesentlich umfangreicheren Genehmigungstatbestände des § 15 
Abs. 1 und 2 DSchG gedeckt sind.35 Dieser erweiterte 
Genehmigungsvorbehalt für alle verändernden Maßnahmen soll 
den unveränderten Erhalt des Erscheinungsbildes und der 
Bausubstanz eines eingetragenen Kulturdenkmales 
gewährleisten. Durch die Installation einer Anlage zur Nutzung 
                                                 
32 Vgl. Strobl, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 7 Rn. 13. 
33 Vgl. Gliederungspunkte 2.2.1.1, 2.2.1.2 und 2.2.1.3. 
34 Vgl. Majocco, Ulrich, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 12 Rn. 3. 
35 Vgl. ebenda, § 15 Rn. 1. 
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regenerativer Energien wird ein eingetragenes Kulturdenkmal 
verändert, weshalb hier immer eine Genehmigungspflicht 
gegeben ist. Die Entscheidung über eine Versagung oder 
Erteilung einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung gemäß 




Eine weitere Besonderheit von eingetragenen Kulturdenkmalen 
ist der Umgebungsschutz. Dort ist gemäß § 15 Abs. 3 DSchG das 
Errichten, Verändern oder Beseitigen baulicher Anlagen37 
genehmigungspflichtig, wenn die Umgebung für das 
Erscheinungsbild des eingetragenen Kulturdenkmales von 
erheblicher Bedeutung ist. Da die Umgebung selbst nicht 
Schutzgegenstand ist und keinen Denkmalwert besitzt, sondern 
das eingetragene Kulturdenkmal, besteht für diese auch nach 
dem § 2 Abs. 3 Nr. 1 DSchG nur mittelbarer Schutz.38 Die 
Installation von technischen Anlagen zur regenerativen 
Energienutzung ist bei sichtbaren Veränderungen der baulichen 
Anlage in der Umgebung damit auch genehmigungspflichtig, 
wenn diese für das eingetragene Kulturdenkmal von erheblicher 
Bedeutung ist. 
Die Ermessenentscheidung39 über eine Genehmigung ist jedoch 
durch § 15 Abs. 3 S. 3 DSchG deutlich eingeschränkt. Eine nur 
vorübergehende oder unerhebliche Beeinträchtigung40 sowie 
                                                 
36 Vgl. zur denkmalschutzrechtlichen Genehmigung und zum Ermessen 
Gliederungspunkt 2.2.4. 
37 Vgl. § 2 Abs. 1 Landesbauordnung (LBO). 
38 Vgl. Strobl, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 2 Rn. 28. 
39 Vgl. zur denkmalschutzrechtlichen Genehmigung und zum Ermessen 
Gliederungspunkt 2.2.4. 
40 Vgl. zur Beeinträchtigung Gliederungspunkt 2.2.4. 
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Im 5. Abschnitt (§19) DSchG ist der Schutz von Gesamtanlagen 
geregelt. Dieses können insbesondere Straßen-, Platz- und 
Ortsbilder sein, die durch Gemeindesatzung im Benehmen mit 
der höheren Denkmalschutzbehörde unter Schutz gestellt 
werden, also einer Mehrzahl von unbeweglichen Sachen, die als 
ganzes ein schützenswertes Bild ergeben. Auch hier muss an der 
Erhaltung ein öffentliches Interesse aus wissenschaftlichen, 
künstlerischen oder heimatgeschichtlichen Gründen bestehen. In 
einigen anderen Landesdenkmalschutzgesetzen wird statt dem 
Begriff Gesamtanlage der Begriff Ensemble verwendet. 
Eine Gesamtanlage ist jedoch kein Kulturdenkmal, wie schon aus 
der Formulierung des § 2 Abs. 3 Nr. 2 DSchG ersichtlich wird. Sie 
ist lediglich Gegenstand des Denkmalschutzes, wird aber nicht 
bei der Definition von Kulturdenkmalen erwähnt,42 ebenso wie 
auch in § 19 DSchG nur geschützte Bilder bzw. Bilder, die unter 
Denkmalschutz gestellt werden, erwähnt werden. Dabei ist es 
unerheblich, ob innerhalb der Gesamtanlage (eingetragene) 
Kulturdenkmale vorhanden sind, da diese separaten Schutz für 
sich bzw. ihre Umgebung genießen und für das Vorliegen einer 
Gesamtanlage nicht erforderlich sind. Gesamtanlagen sind also 
nur in ihrem äußeren Erscheinungsbild, jedoch nicht in ihrer 
Substanz geschützt, es sei denn mittelbar, wenn diese für das 
Erscheinungsbild von Bedeutung ist. Die Installation von Anlagen 
zur Nutzung regenerativer Energien ist also nur dann 
                                                 
41 Vgl. Majocco, Ulrich, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 15 Rn. 15. 
42 Vgl. ebenda, § 19 Rn. 2. 
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genehmigungspflichtig, wenn diese geeignet sind, das geschützte 
Bild der Gesamtanlage zu verändern.43 
Die Ermessenentscheidung44 über den Genehmigungstatbestand 
der Veränderung des geschützten Bildes ist jedoch stark 
eingeschränkt, der Wortlaut des §19 Abs. 2 S. 2 ist zu dem des 
§15 Abs. 3 S. 3 inhaltsgleich.45 Eine nur vorübergehende oder 
unerhebliche Beeinträchtigung46 sowie schwerwiegende 
Gemeinwohlgründe führen zu einem Genehmigungsanspruch. 
                                                 
43 Vgl. ebenda, § 19 Rn. 13. 
44 Vgl. zur denkmalschutzrechtlichen Genehmigung und zum Ermessen 
Gliederungspunkt 2.2.4. 
45 Vgl. Gliederungspunkt 2.3.2. 
46 Vgl. zur Beeinträchtigung Gliederungspunkt 2.2.4. 
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3 Gesetzgebung zu regenerativen Energien 
 
3.1 Allgemeines 
Der Schwerpunkt der Aktivität von Bundes- und 
Landesgesetzgebung lag beim Umweltschutz im Gebäudebereich 
in den vergangenen Jahren eindeutig im Bereich 
Energieeinsparung, um deren Energiebedarf zu verringern, sowie 
im Bereich der Stromgewinnung aus regenerativen Energien. Die 
Ansätze sind unterschiedlich – zum Teil wurde mit 
verpflichtenden Maßnahmen gearbeitet, zum Teil wurde auf die 
Wirkung diverser Fördermaßnahmen gesetzt. 
Erst in den vergangenen drei Jahren ist der Gesetzgeber auch 
auf dem Bereich der Gebäude-Wärmeversorgung durch 
regenerative Energien aktiv geworden, was im Hinblick auf die 
dort verbrauchten Energiemengen geboten ist.47 Nachfolgend 
werden die für diese Arbeit im Energiebereich bedeutenden 
rechtlichen Grundlagen kurz erläutert. 
 
3.2 Energieeinsparverordnung (EnEV) 
Die Energieeinsparverordnung (EnEV)48 beruht auf der 
Verordnungsermächtigung des Energieeinsparungsgesetzes 
(EnEG)49, welches vor dem Hintergrund der Ölpreisschocks 
während der Ölkrise in den 1970er-Jahren entstand.50 
Die EnEV zielt insbesondere auf einen hohen energetischen 
Standard bei der Errichtung von neuen beheizten bzw. gekühlten 
Gebäuden und bei den dort verwendeten Heizungs-, Kühlungs- 
                                                 
47 Vgl. Gliederungspunkt 1.1. 
48 Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und energiesparende 
Anlagentechnik bei Gebäuden (Energieeinsparverordnung - EnEV) vom 
24.07.2007, BGBl. I S. 1519. 
49 Gesetz zur Einsparung von Energie in Gebäuden (Energieeinsparungsgesetz 
- EnEG) vom 01.09.2005, BGBl. I S. 2684. 
50 Vgl. zum Preisanstieg bei Öl, siehe Anlage 1. 
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und Warmwasserbereitungsanlagen ab. Für bestehende Gebäude 
greifen die Vorgaben der EnEV gemäß § 9 nur bei der Änderung 
von Gebäudebauteilen. Nachrüstverpflichtungen gelten nur für 
den Umfang, der in § 10 EnEV genannt wird. 
Für diese Arbeit sind nur die Vorgaben für die Heiz- und 
Warmwasserbereitungsanlagen der Bestands-Wohngebäude von 
Bedeutung. Auf die energetische Sanierung von 
denkmalgeschützten Gebäuden wird nicht näher eingegangen. 
Diese ist grundsätzlich möglich, jedoch schwierig und hat mit 
regenerativen Energien keinen unmittelbaren Zusammenhang. 
 
3.2.1 Nachrüstverpflichtungen 
In § 10 EnEV genannten Nachrüstverpflichtungen greifen auch 
dann, wenn der Gebäudeeigentümer keine Änderung an 
Gebäudeteilen bzw. Sanierungsmaßnahmen ergreift. Die 
Verpflichtung erstreckt sich auf die Außerbetriebnahme von 
Heizkesseln für flüssige und gasförmige Brennstoffe bis zum 
31.12.2008, die vor dem 01.10.1978 eingebaut wurden und auf 
die Dämmung von zugänglichen Warmwasser- und 
Wärmeverteilungsleitungen.51 Auf die Verpflichtung zur 
Dämmung von obersten Geschossdecken wird hier nicht näher 
eingegangen. 
In Abs. 2 werden die Nachrüstverpflichtungen für Eigentümer 
von Wohngebäuden mit maximal zwei Wohneinheiten, von denen 
der Eigentümer eine selbst bewohnt, abgeschwächt. Dann ist die 
Pflicht innerhalb von zwei Jahren zu erfüllen, wenn ein 
Eigentümerwechsel nach dem 01.02.2002 stattgefunden hat. 
Die Ausnahmen für Baudenkmäler in § 24 EnEV betreffen nur 
Beeinträchtigungen des Erscheinungsbildes und der 
                                                 
51 Vgl. zur Wirkung des Heizanlagentausches Gliederungspunkt 3.5.1. 
 15 
Gebäudesubstanz, was beim Tausch von Heizungs- und 
Warmwasserbereitungsanlagen in der Regel nicht der Fall ist. 
Betrachtet man die Altersstruktur der Öl- und 
Gasfeuerungsanlagen in Deutschland, wird bei einer unterstellten 
Lebensdauer von 20 bis 25 Jahren schnell deutlich, dass hier in 
den nächsten Jahren eine Welle von Heizungserneuerungen 
ansteht, die große Chancen bei der Nutzung von regenerativen 
Energien bietet und diese auch verpflichtend werden lässt.52 Im 
Jahr 2002 waren - inklusive der nun wahrscheinlich größtenteils 
ausgetauschten Anlagen mit Installationsdatum vor dem 
01.10.1978 - 84 % der Ölfeuerungsanlagen und 81,9 % der 
Gasfeuerungsanlagen älter als Baujahr 1998. 25,3 % der 
Ölfeuerungsanlagen und 23,3 % der Gasfeueranlagen waren 
dabei zwischen 14 und 23 Jahre alt.53 
 
3.3 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 54 dient dazu, Anlagen, 
die aus diversen regenerativen Energiequellen Strom gewinnen 
und an das öffentliche Stromnetz angeschlossen sind, durch 
feste Einspeisevergütungen zu fördern. 
Der Höchstsatz des EEG für eingespeisten elektrischen Strom 
wird für solchen aus Photovoltaikanlagen, die an oder auf 
Gebäuden und Lärmschutzwänden montiert sind, bezahlt.55 
Dadurch werden Photovoltaikanlagen besonders begünstigt und 
sind zudem in bzw. an Gebäuden und in dicht besiedelten 
Gebieten aus Emissions- und Platzgründen die Hauptanwendung 
zur Stromgewinnung. Der so erzeugte Strom kommt nicht direkt 
                                                 
52 Vgl. Gliederungspunkt 3.5.1. 
53 Vgl. Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, S. 11. 
54 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-
Gesetz - EEG) vom 25.10.2008, BGBl. I S. 2074. 
55 Vgl. § 33 EEG. 
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dem Gebäude und der Deckung seines Energiebedarfes zugute, 
sondern mittelbar über die Einspeisung in das öffentliche 
Stromnetz.  
Diese Arbeit konzentriert sich jedoch auf erneuerbare Energien, 
die direkt der Beheizung und Wärmegewinnung in Gebäuden 
dienen, da dies der größte Einzelposten des 
Endenergieverbrauches und somit der mit dem höchsten 
Einsparpotenzial in Deutschland ist.56 Die Rolle von 
Photovoltaikanlagen als Ersatzmaßnahme für Wärme-
gewinnungsanlagen wird im Verlauf dieser Arbeit noch näher 
erörtert werden.57 
 
3.4 Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) 
Das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz58, welches am 
01.01.2009 in Kraft getreten ist, dient dem dynamischen Ausbau 
des Anteils regenerativer Energien am Wärmeenergiebedarf für 
Gebäude, insbesondere für Heizung und Warmwasserbereitung. 
Dies geschieht aus Gründen des Klimaschutzes und zur 
Sicherung der unabhängigen Energieversorgung.59 
Als regenerative Energien im Sinne des § 2 Abs. 1 EEWärmeG 
gelten Solarthermie, Geothermie, Umweltwärme sowie feste, 
flüssige und gasförmige Biomasse. 
 
3.4.1 Nutzungspflicht 
§§ 3 Abs. 1, 19 EEWärmeG verpflichten alle Eigentümer von neu 
errichteten Gebäuden im Sinne des § 4 EEWärmeG, welche nach 
                                                 
56 Vgl. Gliederungspunkt 1.1. 
57 Vgl. Gliederungspunkt 3.5.2. 
58 Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich 
(Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz – EEWärmeG) vom 07.08.2008, BGBl. I 
S. 1658. 
59 Vgl. Begründung für das EEWärmeG, BR-Drs. 9/08, S. 17 f. 
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dem 01. Januar 2009 fertig gestellt60 und deren Bauantrag nach 
dem 31.12.2008 eingereicht bzw. deren Kenntnisgabe nach dem 
31.12.2008 erfolgte, regenerative Energien anteilig nach den 
Maßgaben von §§ 5, 6 EEWärmeG zur Deckung des 
Wärmeenergiebedarfes zu nutzen. Einige Sonderfälle, wie nicht 
ganzjährig genutzte Gebäude oder offene Betriebgsgebäude, sind 
von der Nutzungspflicht befreit. Ebenso kann die Pflicht gemäß 
§ 9 EEWärmeG entfallen, falls sie öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften widerspricht, die Nutzung technisch unmöglich ist 
oder zu einer unbilligen Härte führt.61 
In denkmalgeschützten Gesamtanlagen ist die Zahl der 
Neubauten jedoch in der Regel äußerst gering, weshalb die 
Regelungen des EEWärmeG für diese Arbeit von geringer 
Bedeutung sind und nicht weiter berücksichtigt werden. 
 
3.4.2 Ersatzmaßnahmen 
Den Gebäudeeigentümern wird in den §§ 7, 8 EEWärmeG die 
Möglichkeit eingeräumt, die anteilige Nutzungspflicht von 
regenerativen Energien durch Ersatzmaßnahmen oder einer 
Kombination mit diesen zu erfüllen. Hierfür können andere 
Wärmequellen genutzt, aber auch Energieeinsparungs- 
maßnahmen am Gebäude getroffen werden. Dabei müssen die 
Vorgaben der EnEV an Dämmmaßnahmen und an den Jahres-
Primärenergiebedarf um mindestens 15 % unterschritten 
werden. 
                                                 
60 Vgl. ebenda, S. 45. 
61 Vgl. ebenda, S. 32. 
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3.5 Erneuerbare-Wärme-Gesetz (EWärmeG) 
Als Vorreiter im Bereich der Wärmeenergienutzung aus 
regenerativen Energien hat sich das Land Baden-Württemberg 
mit der Verabschiedung des Erneuerbare-Wärme-Gesetzes 
(EWärmeG) 2007 gezeigt.62 
Wie das EEWärmeG ist auch das EWärmeG aus 
Klimaschutzgründen und zum Ausbau der regenerativen 
Energien in der Wärmeversorgung von Gebäuden erlassen 
worden, da diese bislang nur in geringem Umfang hierfür genutzt 
werden. Es wird geschätzt, dass sich durch Solarenergie 30 % 
und durch feste Biomasse 20 % des heutigen 
Wärmeenergiebedarfes decken ließen.63 
Als regenerative Energien im Sinne des § 3 Nr. 1 EWärmeG 
gelten wie beim EEWärmeG Solarthermie, Geothermie, 
Umweltwärme sowie feste, flüssige und gasförmige Biomasse. 
 
3.5.1 Nutzungspflichten 
Das EWärmeG verpflichtet sowohl Eigentümer von zu 
errichtenden Gebäuden als auch Eigentümer von 
Bestandsgebäuden zu einer Nutzung von regenerativen Energien 
zur Wärmegewinnung. § 2 EWärmeG bestimmt jedoch, dass nur 
zu Wohnzwecken genutzte Gebäude ab 50m² Wohnfläche, die 
auch im Winter überwiegend genutzt werden, erfasst sind. 
Grundsätzlich ist davon jedoch bei Wohngebäuden auszugehen. 
Gebäude mit gewerblicher Nutzung sind vom EWärmeG also im 
Gegensatz zum EEWärmeG nicht erfasst. 
Die anteilige Nutzungspflicht erstreckt sich gemäß § 4 Abs. 1 und 
2 EWärmeG bei: 
                                                 
62 Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Wärmeenergie in Baden-Württemberg 
(Erneuerbare-Wärme-Gesetz – EWärmeG) vom 20.11.2007, GBl. S. 531. 
63 Vgl. Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 13. 
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• allen neu zu errichtenden Wohngebäuden, deren 
Bauantrag ab dem 01.04.2008 eingereicht oder deren 
Kenntnisgabe ab dem 01.04.2008 erfolgte, auf 20 % des 
jährlichen Wärmebedarfes, 
• allen bereits errichteten Gebäuden, sowie solchen, deren 
Bauantrag vor dem 01.04.2008 eingereicht oder deren 
Kenntnisgabe ab dem 01.04.2008 erfolgte, auf 10 % des 
jährlichen Wärmebedarfes ab dem 01.01.2010, wenn ein 
Tausch der Heizanlage erfolgt.  
§ 4 Abs. 3 EWärmeG beinhaltet eine Erfüllungsfiktion für den 
Pflichtanteil, der die Umsetzung dieses Gesetzes vereinfachen 
soll. Eine Erhöhung des Pflichtanteils in der Zukunft ist sehr 
wahrscheinlich und angedacht.64 
Die Nutzungspflicht für Bestandsgebäude betrifft auch alle 
denkmalgeschützten Wohngebäude und kann dann jene Konflikte 
zwischen Umweltschutz und Denkmalschutz hervorrufen, die in 
dieser Arbeit erörtert werden. Jedoch entfallen gemäß § 4 Abs. 8 
EWärmeG die Nutzungspflichten, wenn und soweit öffentlich-
rechtliche Vorschriften entgegenstehen, die Umsetzung technisch 
unmöglich ist oder eine unbillige Härte entstehen würde.65 
 
3.5.2 Ersatzmaßnahmen 
Die Ersatzweise Erfüllung der anteiligen Nutzungspflicht in § 5 
EWärmeG ist im Vergleich zum EEWärmeG wesentlich 
umfangreicher gefasst.  
Bei den Energieeinsparungsmaßnahmen wird differenziert: 
• für neu zu errichtende Wohngebäude müssen die 
Anforderungen der EnEV an Dämmmaßnahmen und an den 
                                                 
64 Vgl. ebenda, S. 14. 
65 Vgl. ebenda, S. 15; Vgl. Gliederungspunkte 5.1 und 5.2. 
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Jahres-Primärenergiebedarf um mindestens 30 % 
unterschritten werden, 
• für bestehende Wohngebäude werden unterschiedliche 
Möglichkeiten für Wärmedämmmaßnahmen im Sinne der 
EnEV genannt und teilweise nach Gebäudealtersklassen 
differenziert. 
Für neu zu errichtende Wohngebäude und bestehende 
Wohngebäude gemeinsam sind als weitere Ersatzmaßnahmen die 
Nutzung von Wärmenetzen, die mit Kraft-Wärme-Kopplung oder 
regenerativen Energien, sowie Heizanlagen, die mit Kraft-
Wärme-Kopplung betrieben werden, möglich. Kraft-Wärme-
Kopplung bezeichnet die gleichzeitige Produktion von Wärme und 
Strom, was den Wirkungsgrad einer Anlage erheblich steigert.66 
Als großer Unterschied zum EEWärmeG ist auch die Nutzung von 
Photovoltaikanlagen als Ersatzmaßnahme möglich. Deren 
Nutzung ist jedoch als Ersatzmaßnahme nur zulässig, solange 
dadurch die Nutzung von Solarthermie bei begrenzter Dachfläche 
unmöglich werden würde.67 
 
3.5.3 Verhältnis zum EEWärmeG  
Sowohl das EWärmeG als auch das EEWärmeG sind Gesetze, 
welche auf dem Gebiet der konkurrierenden Gesetzgebung für 
die Luftreinhaltung gemäß Art. 74 Nr. 24 Grundgesetz (GG) 
erlassen wurden.68 Auf diesem Gebiet steht den Ländern nach 
Art 72 Abs. 1 GG jedoch nur Gesetzgebungskompetenz zu, 
solange und soweit der Bund von seiner 
Gesetzgebungskompetenz keinen Gebrauch macht. Die 
Luftreinhaltung fällt auch nicht in den Bereich des Art. 72 Abs. 2 
                                                 
66 Vgl. Gliederungspunkt 4.3. 
67 Vgl. Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 23. 
68 Vgl. Begründung für das EEWärmeG, BR-Drs. 9/08, S. 19; Begründung für 
das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 14. 
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GG, so dass dem Land Baden-Württemberg hier keine 
Kompetenz zur gesetzlichen Regelung von Abweichungen 
zusteht. Grundsätzlich würde somit durch die sogenannte 
Sperrwirkung69 der konkurrierenden Gesetzgebung das 
EWärmeG durch das Inkrafttreten des EEWärmeG am 
01.01.2009 automatisch außer Kraft gesetzt.70 Jedoch hat der 
Bund in § 3 Abs. 2 EEWärmeG eine landesrechtliche 
Regelungskompetenz für Bestandsgebäude offen gelassen, so 
dass dieser Teil durch die Regelungen für bestehende 
Wohngebäude im EWärmeG des Landes Baden-Württemberg 
ausgefüllt wird. Die anderen Teile des EWärmeG sind seit dem 
01.01.2009 außer Kraft getreten. Bis zum 31.12.2008 galten in 
Baden-Württemberg für Neubauten die Regelungen des 
EWärmeG, seit dem 01.01.2009 die des EEWärmeG. Diese 
Meinung wird auch vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie vom Baden-
Württembergischen Umweltministerium geteilt.71  
                                                 
69 Vgl. Katz, § 20 Rn. 426. 
70 Siehe auch Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 14. 
71 Vgl. Artikel des Bundesumweltministeriums zum Verhältnis des EEWärmeG 
zum EWärmeG, siehe Anlage 5. 
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4 Anlagen zur regenerativen Wärmegewinnung 
 
4.1 Allgemeines 
Nachfolgend werden die gängigsten Anlagen zur Nutzung von 
regenerativen Energien zur Wärmegewinnung in Wohnhäusern 
im Sinne des EWärmeG inklusive Ersatzmaßnahmen näher 
erläutert und auf ihre Verwendungsmöglichkeit in 
denkmalgeschützten Gebäuden geprüft. Hierbei wird unterstellt, 
dass diese Gebäude in der Regel nicht dem energetischen 
Standard eines Neubaus entsprechen, jedoch bereits über eine 
zentrale Warmwasserversorgung und eine Zentralheizung 
verfügen oder diese beim Heizungstausch installiert werden.72 
 
4.2 Wärmenetze 
Der Anschluss an ein Wärmenetz, welches mit Kraft-Wärme-
Kopplung und bzw. oder regenerativer Energie betrieben wird, ist 
für Hauseigentümer eine interessante Möglichkeit, Wärme zu 
beziehen und als Ersatzmaßnahme nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 
EWärmeG zulässig. Der Platzbedarf für eine Heizanlage sowie für 
Schornsteine im Gebäude fällt fast völlig weg, auch eventuell 
benötigte Lagerstätten für Brennstoffe sind nicht vonnöten. 
Jedoch ist in bestehenden Siedlungsgebieten nicht mit einem 
raschen Ausbau von Wärmenetzen zu rechnen, da der große 
Aufwand für Leitungsverlegung im Straßennetz immense Kosten 
und somit bei wirtschaftlichem Betrieb hohe Kosten für die 
bereitgestellte Wärme zur Folge hätte. Diese Möglichkeit bietet 
sich insbesondere bei Neubaugebieten oder Konversionsflächen73 
an und spielt in denkmalgeschützten Gebäuden und somit in 
                                                 
72 Vgl. auch Gliederungspunkt 4.8. 
73 Vgl. Wärmenetz mit regenerativen Energien und Kraft-Wärme-Kopplung in 
einem neuen Stadtteil (Konversionsfläche), siehe Anlage 6. 
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bestehenden Siedlungsgebieten aufgrund der hohen 
Investitionssummen keine Rolle. 
 
4.3 Heizanlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung 
Heizanlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) für Gebäude, 
auch Blockheizkraftwerk (BHKW) oder Mini-KWK-Anlage 
genannt, können mit verschiedenen fossilen und regenerativen 
Brennstoffen betrieben werden, hauptsächlich mit Öl, Gas, Bioöl, 
Biogas sowie mit Holzpellets. Diese Anlagen sind nach § 5 Abs. 2 
Nr. 1 EWärmeG als Ersatzmaßnahme zulässig. Zu beachten ist, 
dass KWK-Anlagen, welche (anteilig) mit regenerativen Energien 
betrieben werden, wiederum unter die grundsätzliche Erfüllung 
der Nutzungspflicht gemäß § 4 Abs. 2 in Verbindung mit § 3 Nr. 
1 EWärmeG fallen. § 5 EWärmeG ist vom Gesetzgeber als 
Ersatzmöglichkeit statt der Nutzung regenerativer Energien 
gedacht.74 Neben der Wärmeproduktion für Heizung und 
Warmwasser wird elektrische Energie zur Einspeisung in das 
öffentliche Stromnetz erzeugt und ein hervorragender 
Wirkungsgrad mit einhergehender niedrigerer Umweltbelastung 
erzielt.75 
Bisher waren KWK-Heizanlagen nur für Gebäude mit relativ 
hohem Wärmebedarf wie Schulen, Verwaltungsgebäude, 
Altenheime oder große Wohnanlagen wirtschaftlich, da diese 
Geräte einen sehr hohen Anschaffungspreis hatten und nur mit 
hohen Wärmeleistungen erhältlich waren.76 Mittlerweile sind 
jedoch kleine Anlagen für Einfamilienhäuser erhältlich, die mit 
diversen – auch regenerativen – Energien betrieben werden 
                                                 
74 Vgl. Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 22 f. 
75 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
S. 6 f. 
76 Vgl. zum Einsatz bei hohem Wärmebedarf, siehe Anlage 7. 
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können.77 Erst im November 2008 hat die Firma Sunmachine aus 
Wildpoldsried eine Mini-KWK-Heizanlage für Wohnhäuser mit 
normalem Wärmebedarf auf den Markt gebracht, die sich mit 
Holzpellets betreiben lässt. Durch deren Nutzung steigt die 
Einspeisevergütung für den erzeugten Strom auf die Vorgaben 
des EEG78, so dass sich bei den gleichzeitig massiv sinkenden 
Anlagenpreisen eine Nutzung auch für Einfamilienhäuser rechnet. 
Bei weiterhin sinkenden Anlagenpreisen ist eine KWK-Heizanlage 
mit Biomassebetrieb aufgrund der Amortisation durch die 
Stromeinspeisung und der besseren Energiebilanz einer 
konventionellen Biomasseheizanlage vorzuziehen. Zur 
Warmwasserbereitung ist zusätzlich eine Solarthermie-Anlage 
empfehlenswert,79 damit der Heizkessel bei ausschließlichem 
Warmwasserbedarf in den Sommermonaten größtenteils 
ausgeschaltet bleiben kann. Dies mindert zwar die Einnahmen 
aus der Einspeisevergütung, vermeidet jedoch Emissionen aus 
der Biomasse-Verbrennung. Diese Anlagen sind als Ersatz für 
eine bestehende Heizanlage sehr gut geeignet. 
 
4.4 Heizanlagen für Bioöl und Biogas 
Bei Gebäude-Zentralheizanlagen für Bioöl und Biogas (flüssige 
und gasförmige Biomasse) handelt es sich in der Regel um 
konventionelle Brennwert-Heizkessel, die für den partiellen 
Einsatz (Beimischung) von Bioöl und Biogas geeignet sind.80 
Allerdings ist der Bezug von Gas mit beigemischtem Biogas über 
das öffentliche Gasnetz sowie von Heizöl mit beigemischten Bioöl 
                                                 
77 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
S. 21. 
78 Vgl. zur Vergütung von Strom aus KWK Anlagen, siehe § 4 Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz vom 19. März 2002, BGBl. I S. 1092, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25. Oktober 2008, BGBl. I S. 2101. 
79 Vgl. Gliederungspunkt 4.7. 
80 Vgl. Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 19 f. 
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zur Zeit noch schwierig und spielt eine untergeordnete Rolle auf 
dem Energiemarkt. Aus diesem Grunde werden diese Anlagen 
hier nicht näher erörtert, obwohl sie in der Erfüllungsfiktion des 
§ 4 Abs. 3 Nr. 3 EWärmeG aufgeführt sind. Sie besitzen für die 
Zukunft sicherlich Entwicklungspotential, da sie als Ersatz für 
bestehende Heizanlagen des selben Energieträgers mit sehr 
geringem Aufwand installiert werden können. Eine Solarthermie-
Anlage zur Warmwasserbereitung81 ist empfehlenswert, damit 
der Heizkessel bei ausschließlichem Warmwasserbedarf in den 
Sommermonaten größtenteils ausgeschaltet bleiben kann und 
weniger Emissionen durch die Verbrennung der Biomasse 
freigesetzt werden. 
Bioöl und Biogas als reine Energiequelle sind lediglich bei großen 
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen mit Nahwärmeversorgung von 
Bedeutung. Bei Anlagen, in denen das Biogas vor Ort erzeugt 
wird, ist zudem zu beachten, dass sie sich aufgrund ihrer Größe 
und der eventuell auftretenden Geruchsbelästigung nicht für die 
Aufstellung innerhalb von dicht besiedelten Ortschaften eignen. 
 
4.5 Heizanlagen für feste Biomasse 
Bei Heizanlagen für feste Biomasse gibt es vielfältige 
Brennstoffe. Am gängigsten sind die Brennstoffe Holzpellets, 
Scheitholz und Holzhackschnitzel. Zu ihrer Nutzung sind diverse 
Anlagen auf dem Markt verfügbar. Hier werden Anlagen zur 
zentralen Warmwasser- und Heizwärmeerzeugung mit 
automatischer Brennstoffbeschickung nach dem 
Holzvergaserprinzip behandelt, welches den höchsten 
                                                 
81 Vgl. Gliederungspunkt 4.7. 
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Wirkungsgrad besitzt und somit unter Umweltschutz- und 
Energieeinsparungsgesichtspunkten vorteilhafter ist.82 
Biomasse-Festbrennstoffkessel sind nicht in der Erfüllungsfiktion 
nach § 4 Abs. 3 und in der Ersatzweisen Erfüllung nach § 5 
EWärmeG enthalten, jedoch grundsätzlich durch § 4 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 3 Nr. 1 EWärmeG zur Erfüllung der 
Nutzungspflicht zugelassen. 
Für den Einsatz in Wohngebäuden eignen sich besonders 
Pelletheizkessel, da Holzpellets gegenüber Scheitholz und 
Holzhackschnitzeln viele Vorteile bieten. Diese sind insbesondere 
die gute Lagerfähigkeit, der viel geringere Platzbedarf für die 
Lagerung, die wesentlich sauberere Verbrennung mit sehr 
geringem Ascherest sowie die komfortable Belieferung mittels 
Tankwagen oder in Säcken.83 Empfehlenswert ist auch hier eine 
zusätzliche Solarthermie-Anlage zur Warmwasserbereitung,84 
damit der Heizkessel bei ausschließlichem Warmwasserbedarf in 
den Sommermonaten größtenteils ausgeschaltet bleiben kann 
und weniger Emissionen durch die Verbrennung der Biomasse 
freigesetzt werden. Diese Anlagen sind als Ersatz für eine 
bestehende Heizanlage sehr gut geeignet. 
Jedoch bietet sich aufgrund der zu erwartenden Preisentwicklung 
bei Mini-KWK-Anlagen für Holzpellets an, diese den reinen 
Pelletheizkesseln vorzuziehen. Zurzeit ist der Preis für Mini-KWK-
Anlagen noch rund doppelt so hoch wie der von in der 
Wärmeleistung vergleichbaren reinen Pelletheizkesseln. Eine 
raschere Amortisation durch die Einspeisung von Strom nach 
EEG bei gleichzeitig höherem Wirkungsgrad und der damit 
                                                 
82 Vgl. zum Holzvergaserprinzip, siehe Anlage 8. 
83 Vgl. zu den Vorteilen von Holzpellets, siehe Anlage 9. 
84 Vgl. Gliederungspunkt 4.7. 
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verbundenen geringeren Umweltbelastung sind jedoch als große 
Vorteile nicht von der Hand zu weisen.85 
 
4.6 Wärmepumpen 
Das Funktionsprinzip einer Wärmepumpe ähnelt dem einer 
Klimaanlage oder eines Kühlschrankes. Mit Hilfe eines 
Verdichters, der in der Regel mit Strom, selten auch mit 
flüssigen oder Gasförmigen Brennstoffen betrieben ist, wird ein 
Kühlmittel verdichtet und kann im so genannten Verflüssiger 
Wärme abgeben. Im so genannten Verdampfer wird es wieder 
gasförmig und kann Wärme aufnehmen.86 So ist es möglich, 
Umweltwärme aufzunehmen und diese als Wärmequelle für 
Gebäude zur Verfügung zu stellen. 
Wärmepumpen sind von Erfüllungsfiktion des § 4 Abs. 3 Nr. 2 
EWärmeG erfasst, wenn sie den gesamten Wärmebedarf des 
Gebäudes mit maximal zwei Wohnungen decken. Eine teilweise 
Deckung des Bedarfes im Sinne des Abs. 2 zusätzlich zu einer 
anderen Gebäudeheizung ist im Hinblick auf die hohen 
Investitionskosten bei Wärmepumpen wenig sinnvoll. 
Durch die Funktionsweise wird deutlich, dass der 
Temperaturunterschied für einen möglichst geringen Bedarf an 
zugeführter Energie am Verdichter so gering wie möglich sein 
sollte. Das heißt, die Quelle der Umweltwärme sollte konstant 
eine möglichst hohe Temperatur und die Gebäudeheizung eine 
möglichst niedrige Betriebstemperatur (Vorlauftemperatur) 
besitzen. Dies ist in der Regel nur durch eine Fußbodenheizung 
oder spezielle Niedertemperatur-Heizkörper realisierbar, die 
durch ihre große Wärmeabgabefläche eine niedrige 
Heizungstemperatur ermöglichen (so genannte 
                                                 
85 Vgl. Gliederungspunkt 4.3. 
86 Vgl. zum Funktionsprinzip einer Wärmepumpe, siehe Anlage 10. 
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Niedertemperaturheizung). Das Verhältnis von gewonnener 
Heizwärme zur aufgewandten Energie wird durch die 
Jahresarbeitszahl ausgedrückt.87 Hohe Vorlauftemperaturen 
können mit Wärmepumpen durchaus erzeugt werden, allerdings 
sinkt die Jahresarbeitszahl dann stark ab. Bei der in der Regel 
verwendeten Variante mit Stromantrieb schreibt das EWärmeG 
in § 3 Nr. 1 b) eine Mindest-Jahresarbeitszahl von 3,5 vor, die 
nur mit Niedertemperaturheizungen erreicht werden kann.88 Bei 
der Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung ist 
zusätzlich eine Solarthermie-Anlage empfehlenswert, damit 
ausreichende Temperaturen bei Vorlauf und Warmwasser 
erreicht werden, ohne zu viel Energie für den Betrieb der 
Wärmepumpe aufwenden zu müssen.89 
Der unterstellte energetische Standard von denkmalgeschützten 
Gebäuden führt jedoch zu einem hohen Wärmebedarf in den 
Räumen, was eine Fußbodenheizung unumgänglich macht. Mit 
Heizkörpern würde die Zimmertemperatur bei niedrigen 
Vorlauftemperaturen an kalten Tagen durch die Wärmeverluste 
der Gebäudehülle nicht erreicht werden.90 Die Installation einer 
Fußbodenheizung ist jedoch mit einem großen baulichen sowie 
finanziellen Aufwand verbunden und in vielen Fällen unmöglich, 
da die baulichen Gegebenheiten wie ausreichende Raumhöhe 
und Beschaffenheit des Fußbodens nicht vorliegen. Auch können 
Gründe des Denkmalschutzes eine komplette Änderung des 
Fußbodens ausschließen, wenn dieser von schützenswertem 
Interesse ist. Im Einzellfall kann eine Wärmepumpe jedoch 
                                                 
87 Vgl. zur Temperaturdifferenz und zur Jahresarbeitszahl, siehe Anlage 11. 
88 Vgl. zur Jahresarbeitszahl bei Niedertemperaturheizungen, siehe Anlage 11 
und Anlage 12. 
89 Vgl. Gliederungspunkt 4.7. 
90 Vgl. zur Vorlauftemperatur in schlecht gedämmten Häusern, siehe 
Anlage 12. 
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sinnvoll sein, weshalb hier die einzelnen Wärmepumpen-Typen 
erläutert werden. 
Mit Wärmepumpen können verschiedene Umweltwärmequellen 
genutzt werden. Nachfolgend werden die gängigsten 
Wärmepumpentypen zur Gebäudebeheizung und ihre 
Wärmequellen sowie spezifische Besonderheiten kurz erläutert. 
 
4.6.1 Luft-Wasser-Wärmepumpen 
Luft-Wasser-Wärmepumpen entnehmen der Umgebungsluft aus 
unbeheizten Gebäuderäumen (Keller, Bühne) oder im Freien 
über einen Ventilator Wärme und geben diese an den 
Wasserkreislauf des Heizungssystems ab. Vorteile sind der 
geringe Platzbedarf, verhältnismäßig niedrige 
Anschaffungskosten und geringe bauliche Maßnahmen. Allerdings 
ist die Jahresarbeitszahl solcher Geräte aufgrund der niedrigen 
Lufttemperaturen klein,91 insbesondere an kalten Wintertagen, 
wenn im Haus der höchste Wärmebedarf besteht. Zu beachten 
ist, dass diese Wärmepumpen ein Ventilatorgeräusch 
verursachen und bei der Aufstellung im Freien ein optisch 
verträglicher Standort gefunden werden muss, der nicht zu einer 
Beeinträchtigung im Sinne des DSchG führt. 
 
4.6.2 Sole-Wasser-Wärmepumpen 
Sole-Wasser-Wärmepumpen entnehmen mittels eines 
frostgeschützten Transportmediums in einem Leitungssystem der 
Umgebung Wärme. In der Regel werden hierfür Erdkollektoren 
oder Erdsonden verwendet, selten auch Kollektoren in großen 
Abwasserkanälen. Letzteres ist jedoch nur bei ausreichendem 
Durchsatz an warmem Abwasser und mit großem baulichem 
                                                 
91 Vgl. zur theoretischen Jahresarbeitszahl von Wärmepumpen, siehe 
Anlage 11. 
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Aufwand realisierbar, weshalb dies im Bestand in der Regel nicht 
realisiert und hier nicht näher erörtert wird.  
Erdsonden und Erdkollektoren bieten aufgrund der konstanten 
Erdtemperatur ab einer gewissen Tiefe eine sehr hohe 
Jahresarbeitszahl, wobei die von Erdsonden noch leicht über der 
von Erdkollektoren liegt.92 Bei der Installation ist ein großer 
Platzbedarf erforderlich. Erdkollektoren, die horizontal unter dem 
Boden verlegt werden müssen, benötigen mindestens die 
doppelte Grundstücksfläche im Verhältnis zur beheizten 
Wohnfläche, Erdsonden müssen mit aufwendigen 
Tiefenbohrungen senkrecht im Erdreich verlegt werden.93 
Am Beispiel der denkmalgeschützten Gesamtanlage „Esslingen 
am Neckar“,94 welche sich durch eine sehr dichte Bebauung 
auszeichnet, wird deutlich, dass dort solche Wärmepumpen aus 
Platzgründen nicht installierbar sind. Selbst eine in Esslingen 
andiskutierte Variante, bei der die Stadt Hauseigentümern 
zugesteht, auf öffentlicher Straße Tiefenbohrungen für 
Erdsonden vorzunehmen, scheidet meist wegen der dort 
zahlreich vorhandenen Leitungen und der Verkehrsproblematik 
während der Bauphase aus. Andere denkmalgeschützte 
Gesamtanlagen wie die Altstädte von Freiburg und Heidelberg 
besitzen ähnliche bauliche bzw. räumliche Gegebenheiten. 
 
4.6.3 Wasser-Wasser-Wärmepumpen 
Wasser-Wasser-Wärmepumpen arbeiten ähnlich wie Sole-
Wasser-Wärmepumpen mit Erdsonde, jedoch haben sie keinen 
geschlossenen Kreislauf für ein Transportmedium. Sie nutzen das 
im Boden vorhandene Grundwasser, welches auch im Winter 
                                                 
92 Vgl. ebenda. 
93 Vgl. zum Platzbedarf für Sole-Wasser-Wärmepumpen, siehe Anlage 13. 
94 Vgl. Gliederungspunkt 1.2. 
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konstante Temperaturen besitzt, direkt als Wärmequelle und 
geben diese Wärme an das Heizsystem ab. Die Jahresarbeitszahl 
ist gleich hoch wie bei einer Sole-Wasser-Wärmepumpe mit 
Erdsonde.95 Auch hier sind aufwendige Bohrungen nötig, um 
jeweils einen so genannten Saug- und Schluckbrunnen zu 
erhalten. Ebenso besteht ein großer Platzbedarf, da man die 
Brunnen mit mindestens 15m Abstand voneinander installieren 
muss. Zusätzlich sind wasserrechtliche Vorschriften und 
Hindernisse zu beachten. 
Zu den Hindernissen für eine Nutzung in denkmalgeschützten 




Bei Luft-Luft-Wärmepumpen handelt es sich um Lüftungsanlagen 
mit Wärmerückgewinnung. Hierbei wird die Wärme der 
abgeleiteten Raumluft entzogen und damit die zugeführte 
Frischluft erwärmt. Diese Anlagen dienen nicht zur Beheizung 
von Räumen, sondern lediglich zur Energieeinsparung bei der 
Raumlüftung. Weit verbreitet sind sie in Passivhäusern, die über 
keine aktive Heizanlage verfügen und somit keine größeren 
Mengen an Wärmeenergie über Fensterlüftung verlieren dürfen. 
Aus diesem Grunde werden sie nicht näher erläutert. 
 
Abschließend ist zu sagen, dass sich Wärmepumpen nur in 
Sonderfällen für den Einsatz in denkmalgeschützten Gebäuden 
eignen, da es meist an den Vorraussetzungen für einen 
wirtschaftlich und ökologisch sinnvollen Betrieb mangelt und die 
                                                 
95 Vgl. zur theoretischen Jahresarbeitszahl von Wärmepumpen, siehe 
Anlage 11. 
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räumlichen sowie baulichen Gegebenheiten für eine Installation, 
insbesondere auch einer Fußbodenheizung, fehlen. 
 
4.7 Solarthermieanlagen 
Solarthermieanlagen erwärmen mit Hilfe der Strahlungswärme 
der Sonne ein Transportmedium, das diese Wärme an einen 
Pufferspeicher überträgt. Dort wird diese gespeichert und steht 
als Warmwasser zur Verfügung.96 Bei Niedertemperatur-
Heizungen kann auch ein Kombi-Pufferspeicher installiert 
werden, der Wärme zur zusätzlichen Heizungsunterstützung 
speichert. Die die Sonnenwärme aufnehmenden Kollektoren 
werden als Flachkollektoren oder Röhrenkollektoren ausgeführt. 
Beide besitzen im Inneren einen Absorber. Der Unterschied 
besteht bei gleicher Leistungsausbeute in der Kollektorgröße, da 
in Röhrenkollektoren ein Vakuum besteht und somit kaum 
Wärmeverluste auftreten. Der Vorteil von Flachkollektoren 
besteht lediglich in ihrem günstigeren Preis. 
Solarthermieanlagen sind von Erfüllungsfiktion des § 4 Abs. 3 Nr. 
1 EWärmeG erfasst, wenn sie eine Kollektorfläche von 
mindestens 0,04 m² pro m² Wohnfläche besitzen. Sie sind 
jedoch nur zur Unterstützung eines anderen Heizsystemes 
geeignet und nicht zur ausschließlichen Wärmeerzeugung. 
Solarthermieanlagen sind zur zentralen Brauchwasser- 
erwärmung und Heizungsunterstützung für alle gängigen 
Heizsysteme sehr gut geeignet und mittlerweile relativ 
kostengünstig in der Anschaffung. 
                                                 
96 Vgl. zum Funktionsprinzip von Solarthermie-Anlagen, siehe Anlage 14. 
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4.8 Geeignete Anlagen 
Aus den Ausführungen des Kapitels 4 wird ersichtlich, dass zur 
Erfüllung der anteiligen Nutzungspflicht in denkmalgeschützten 
Gesamtanlagen unter Berücksichtigung der räumlichen und 
baulichen Gegebenheiten, vertretbarem finanziellen und 
baulichen Aufwand sowie aus Verfügbarkeitsgründen nur wenige 
Anlagen zur regenerativen Wärmegewinnung übrig bleiben. 
Konkret sind dies Heizanlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung, 
Pelletheizungen und Solarthermieanlagen. Diese Arbeit 
beschränkt sich in der weiteren Erörterung auf diese Anlagen 
sowie auf Photovoltaikanlagen, die als Ersatzmaßnahme 
zugelassen sind.97 
Diese Einschätzungen des Autors wurden bestätigt durch die 
mündliche Stellungnahme des für die Esslinger Altstadt 
zuständigen Bezirksschornsteinfegermeisters.98 Laut diesem sind 
in einem Großteil der Gebäude bereits Zentralheizungen verbaut, 
die mehrheitlich mit Gas betrieben werden. Da diese jedoch in 
fast allen Fällen hohe Vorlauftemperaturen besitzen und 
Holzpellets bei geringerem Platzbedarf leichter zu lagern sind als 
andere feste Biomasse, empfiehlt auch er die vom Autor 
genannten Anlagen. 
                                                 
97 Vgl. Gliederungspunkt 3.5.2. 
98 Bezirksschornsteinfegermeister Klaus Barth, Wachenburgstraße 138, 68219 
Mannheim. 
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5 Konkurrierende Interessen und Lösungsansätze 
 
5.1 Konflikte des EWärmeG mit dem DSchG 
Das EWärmeG und das DSchG verfolgen unterschiedliche 
Interessen. Während das DSchG den Schutz und den Erhalt von 
Denkmalen bezweckt, dient das EWärmeG dem Klima- und 
Umweltschutz durch Nutzung von regenerativen Energien in der 
Gebäudewärmeversorgung. Beides ist von einem hohen 
öffentlichen Interesse, jedoch lassen sich nicht immer beide 
Interessen miteinander vereinen. Kommt es bei der Erfüllung der 
anteiligen Nutzungsverpflichtungen regenerativer Energien für 
Bestandsgebäude im Sinne des §§ 4 Abs. 2, 3, 5 EWärmeG zu 
unlösbaren Konflikten mit dem Denkmalschutz, entfällt die Pflicht 
gemäß § 4 Abs. 8 Nr. 1 EWärmeG.99 Dies ist der Fall, wenn alle 
geforderten Maßnahmen zu einer solchen Beeinträchtigung des 
Erscheinungsbildes und/oder der Substanz des Denkmales 
führen,100 dass eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung nicht 
erteilt werden kann. Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 5 
EWärmeG sind von dieser Regelung eingeschlossen: Besteht die 
Nutzungspflicht gemäß § 4 Abs. 8 EWärmeG nicht mehr, muss 
keine ersatzweise Erfüllung geleistet werden, auch wenn diese 
beispielsweise denkmalverträglich wäre.101 Von einer 
Überschreitung der Unzumutbarkeitshürde102 ist bei Versagung 
der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung und 
einhergehendem Entfall der Nutzungspflicht jedoch nicht 
auszugehen, da der Ersatz einer konventionellen Heizanlage 
                                                 
99 Vgl. Gliederungspunkt 3.5.1. 
100 Vgl. Gliederungspunkte 2.2.4, 2.3.1 und 2.4. 
101 Vgl. Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 22; Vgl. auch 
Gliederungspunkt 5.2.1 zum Wegfall der Nutzungspflicht bei Ausschluss von 
Solarthermie. 
102 Vgl. Gliederungspunkt 2.2.3. 
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durch eine neue und somit meist auch wesentlich effizienter 
arbeitende Heizanlage desselben Energieträgers in der Regel 
nicht zu einer unwirtschaftlichen Nutzung des Denkmales für den 
Eigentümer führt. Auch die Tatsache, dass eine möglicherweise 
denkmalverträgliche und auf Dauer günstigere Maßnahme im 
Sinne des § 5 EWärmeG freiwillig durchgeführt werden kann, 
setzt diese Hürde noch höher an. 
 
5.2 Konflikte des EWärmeG mit dem Ortsrecht 
Der vorhergehend beschriebene Entfall der Nutzungspflicht und 
der Ersatzmaßnahmen nach § 4 Abs. 8 Nr. 1 EWärmeG betrifft 
alle entgegenstehenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften und 
somit auch das Ortsrecht wie Bebauungspläne und örtliche 
Bauvorschriften.103 
 
5.2.1 Konflikte mit örtlichen Bauvorschriften 
Konflikte zwischen den Nutzungspflichten des EWärmeG und 
örtlichen Bauvorschriften gem. § 74 Landesbauordnung (LBO)104 
können sich in der Regel nur aus Gestaltungsvorschriften des 
§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO ergeben, dessen Hauptanwendungsfall 
insbesondere gestalterische Anforderungen an Dächer sind.105 
Dort können der Ausschluss von Energiegewinnungsanlagen 
sowie Dachaufbauten zu einem Entfall der Nutzungspflicht gem. 
§ 4 Abs. 8 Nr. 1 EWärmeG führen. Das VG Würzburg verneint 
jedoch, dass Solarthermieanlagen und Photovoltaikanlagen 
überhaupt als Dachaufbauten gelten.106 Die Nutzungspflicht 
entfällt nach dem Wortlaut des § 4 Abs. 8 Nr. 1 EWärmeG aber 
                                                 
103 Vgl. Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 20. 
104 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 08. 
August 1995, GBl. S. 617, zuletzt geändert durch Verordnung vom 25. April 
2007, GBl. S. 252. 
105 Vgl. Sauter, § 74 Rn. 46. 
106 Vgl. VG Würzburg, Urteil vom 27.11.2007, Az. W 4 K 07.691, Juris Rn. 19. 
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nur insoweit, wie ihr Vorschriften entgegenstehen. Unklar bleibt 
in diesem Zusammenhang, ob der bloße Wegfall der 
Nutzungsmöglichkeit von Solarthermie analog zu § 4 Abs. 8 
Nr. 3 EWärmeG bereits zu einem Entfall der gesamten 
Nutzungspflicht regenerativer Energien für Bestandsgebäude im 
Sinne des §§ 4 Abs. 2, 3, 5 EWärmeG führt.107 Der Autor ist der 
Meinung, dass diese Klausel nur zur Vermeidung von Härten 
durch dann zwangsweise Übererfüllung bei technischer oder 
baulicher Unmöglichkeit zur Solarthermie-Nutzung existiert und 
nicht als Ausstiegsklausel bei bloßen rechtlichen Hindernissen 
wie örtlichen Bauvorschriften, von denen gegebenenfalls auch 
Befreiungen zugelassen werden können.108 
 
5.2.2 Konflikte mit Bebauungsplänen 
Weitere Konfliktfälle des EWärmeG mit dem Ortsrecht können 
sich in den Festsetzungen von Bebauungsplänen ergeben. Von 
Bedeutung ist hierbei nur die Festsetzungsmöglichkeit des § 9 
Abs. 1 Nr. 23 a) Baugesetzbuch (BauGB),109 mit dem die 
Verwendung bestimmter luftverunreinigender Stoffe beschränkt 
werden kann. Dies wird in der Praxis dazu genutzt, in 
bestimmten Bebauungsplänen die Verbrennung von einigen 
Stoffen zur Beheizung und Warmwasserbereitung zu 
untersagen.110 Oftmals werden auch Bebauungspläne über das 
gesamte Gemeindegebiet gelegt, die nur die Festsetzung des § 9 
Abs. 1 Nr. 23 a) BauGB beinhalten, sogenannte Verbrennungs-
satzungen. Meist werden diese dazu genutzt, um neue 
Festbrennstoff-Heizanlagen wie Holz- und Kohle-Heizungen zu 
                                                 
107 Vgl. Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 21. 
108 Vgl. VGH Mannheim, Urteil v. 05.10.2006, VBlBW 2007, S. 149 (150 f.). 
109 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004, BGBl. I 
S. 2414, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 2006, BGBl. I 
S. 3316. 
110 Vgl. Büchner / Schlotterbeck, Rn. 69. 
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untersagen, die in der Vergangenheit durch ihre hohen 
Schadstoffemissionen sowie hohe Rauch- und 
Geruchsbelästigungen auffielen. Leider werden durch solche 
Verbrennungsverbote auch innovative und emissionsarme 
Heizanlagen zur Verbrennung von fester Biomasse zur 
grundsätzlichen Erfüllung der anteiligen Nutzungspflicht im Sinne 
EWärmeG verhindert.111 Insoweit ergibt sich aber kein Entfall der 
Nutzungspflicht gem. § 4 Abs. 8 Nr. 1 EWärmeG.112 
Jedoch ist es gängige Praxis, für eben diese Anlagen Befreiungen 
zu erteilen, da sie aus Umweltschutzgründen bevorzugt genutzt 
werden sollten. 
 
5.3 Staatsziel Umweltschutz 
Die Staatsziele zum Umweltschutz aus Art. 3a Landes-
verfassung (LV)113 und Art. 20a GG scheinen auf den ersten Blick 
bei der Nutzung von regenerativen Energien in 
denkmalgeschützten Gesamtanlagen nicht von besonderer 
Bedeutung zu sein. Jedoch bergen die Formulierungen erhebliche 
Bedeutung für die Ermessensentscheidung der 
denkmalschutzrechtlichen Genehmigung von Anlagen zur 
Nutzung regenerativer Energien.114 
Art. 3a LV ist die wortgleiche Übernahme des ursprünglichen 
Art. 20a GG115 in die Baden-Württembergische 
Landesverfassung. Durch die Bindungswirkung des Art. 20a GG 
für alle drei Gewalten im Land Baden-Württemberg ist dieser 
jedoch von maßgeblicher Bedeutung.116 So bezieht sich auch die 
                                                 
111 Vgl. Gliederungspunkt 4.5. 
112 Vgl. zum Entfall der Nutzungspflicht Gliederungspunkt 5.2.1. 
113 Verfassung des Landes Baden-Württemberg (LV) vom 11. November 1953, 
GBl. S. 173, zuletzt geändert durch Gesetz vom 06. Mai 2008, GBl. S. 119. 
114 Vgl. Gliederungspunkte 2.2.4, 2.3.1 und 2.4. 
115 Vgl. Engelken, Art. 3a Rn. 1. 
116 Vgl. ebenda, Rn. 3; Kloepfer, Michael in: Dolzer u. a., Art. 20a Rn. 32 f. 
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Begründung des EWärmeG auf Art. 20a GG.117 Im weiteren 
Verlauf wird deshalb nur Art. 20a GG in seiner Bedeutung 
erläutert. 
Adressat des Art. 20a GG ist - wie der Bezeichnung Staatsziel 
bereits aussagt - immer der gesamte Staat mit seinen drei 
Gewalten auf allen Ebenen,118 nicht Private. Diese können 
allerdings durch die Umweltgesetzgebung, welche Ausfluss des 
Art. 20a GG sein kann, mittelbar zum Umweltschutz verpflichtet 
werden.119 
Die wichtigste Eigenschaft des Art 20a GG für diese Arbeit ist 
aber seine ermessensleitende Funktion bei der Anwendung und 
Auslegung von nicht umweltschützenden Vorschriften wie dem 
DSchG und Konflikten, die in Konkurrenz zu anderen Gesetzen 
entstehen.120 Bei der Abwägung der öffentlichen Interessen in 
der Auslegung und Anwendung des einfachen Rechtes haben 
sowohl Verwaltung als auch Gerichte den Art 20a, der 
Gemeinwohlbelange von hohem Maße schützt, zu beachten.121 
Der Denkmalschutz ist zwar nicht im Grundgesetz erwähnt, ist 
jedoch ebenfalls eine Gemeinwohlaufgabe von hohem Rang122 
und in Art. 3c Abs. 2 LV verankert. 
Grundsätzlich kann nicht von einem Überwiegen des öffentlichen 
Interesses Denkmalschutz gegenüber dem des Umweltschutzes 
oder umgekehrt ausgegangen werden.123 Vielmehr ist in jedem 
Einzelfall eine sorgfältige Abwägung der einzelnen öffentlichen 
Interessen bei der Ermessenentscheidung der 
                                                 
117 Vgl. Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 18. 
118 Vgl. Kloepfer, Michael, DVBl 1996, S. 73 (74 f.). 
119 Vgl. Kloepfer, Michael in: Dolzer u. a., Art. 20a Rn. 29. 
120 Vgl. ebenda, Art. 20a Rn. 54; Vgl. Kloepfer, Michael, DVBl 1996, S. 73 
(75). 
121 Vgl. VGH Mannheim, Beschluss v. 03.09.2002, VBlBW 2004, S. 100 (101). 
122 Vgl. Schulte, Bernd, NWVBl 2008, S. 1 (2). 
123 Vgl. ebenda, S. 1 (5). 
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denkmalschutzrechtlichen Genehmigung vorzunehmen um ein 
Ergebnis mit vernünftigem Ausgleich zu finden124 bzw. die 
möglichst unveränderte Erhaltung des Denkmals125 zu erreichen. 
Allerdings hat der Art. 20a GG die Abwägung zu Gunsten des 
Umweltschutzes so verändert, sodass Beeinträchtigungen des 
Erscheinungsbildes durch Anlagen zur Nutzung regenerativer 
Energien stärker hingenommen werden müssen als andere 
bauliche Maßnahmen.126 
 
5.4 Konflikte im Genehmigungsverfahren 
Die Entscheidung über eine denkmalschutzrechtliche 
Genehmigung gem. §§ 8, 15, 19 Abs. 2 DSchG127 trifft die untere 
Denkmalschutzbehörde, welches gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 DSchG 
die untere Baurechtsbehörde ist. Diese Aufgabe ist nach 
§ 3 Abs. 3 DSchG eine Pflichtaufgabe nach Weisung mit 
unbeschränktem Weisungsrecht; die Entscheidung wird gemäß 
§ 3 Abs. 4 DSchG nach Anhörung der höheren Denkmalschutz-
behörde getroffen.128 Will die untere Denkmalschutzbehörde von 
der fachlichen Äußerung abweichen, hat sie dies mit Angabe von 
Gründen mitzuteilen; die höhere Denkmalschutzbehörde muss 
dann entscheiden, ob sie von ihrem Weisungsrecht gebrauch 
macht.129 
Kommt es also bei der Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit 
zum Beispiel von Anlagen zur regenerativen Energiegewinnung 
zu Konflikten zwischen der unteren Denkmalschutzbehörde und 
                                                 
124 Vgl. Sieche, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 8 Rn. 6; Vgl. Majocco, 
Ulrich, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 19 Rn. 13. 
125 Vgl. Majocco, Ulrich, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 15 Rn. 2. 
126 Vgl. Fritzsch, Falk, VBlBW 2004, S. 414 (415). 
127 Vgl. Gliederungspunkte 2.2.4, 2.3.1 und 2.4. 
128 Siehe auch Nr. 4 Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums für das 
Verfahren zum Vollzug des Denkmalschutzgesetzes für Baden-Württemberg 
(VwV Vollzug DSchG) vom 11.03.2005, GABl. S. 504. 
129 Vgl. Nr. 5 VwV Vollzug DSchG. 
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der höheren Denkmalschutzbehörde, entscheidet im Zweifelsfalle 
die Weisung der höheren Denkmalschutzbehörde. 
 
5.5 Einzelne Kollisionspunkte mit Lösungsansätzen 
Bei den nachfolgenden Gliederungspunkten wird davon 
ausgegangen, dass die betroffenen Gebäude bereits über eine 
Zentralheizung verfügen130 und die anteilige Nutzungspflicht von 
regenerativen Energien durch einen Heizanlagentausch nach dem 
31.12.2009 gemäß § 4 Abs. 2 EWärmeG ausgelöst wird. Von 
notwendigen Eingriffen in die Gebäudesubstanz – beispielsweise 
durch Verlegung von Heizrohren durch Wände – wird nicht 
ausgegangen, da bei einem Tausch der Heizanlage meist nur 
Anpassungen im Heizraum und im Inneren des Schornsteines 
notwendig sind, die die Gebäudesubstanz nicht beeinträchtigen. 
 
5.5.1 Pelletheizungen 
Die Installation einer Pelletheizung ist in denkmalgeschützten 
Gesamtanlagen eine unproblematische Möglichkeit, die Vorgaben 
des § 4 Abs. 2 EWärmeG zu erfüllen, sofern sich eine geeignete 
Lagerstätte für die Pellets im Gebäude einrichten lässt.131 In der 
Mehrzahl der Fälle ist davon auszugehen, dass sich zentrale 
Heizanlagen im Kellergeschoss befinden und somit eine 
Erweiterung der Räumlichkeiten für eine Pelletslagerstätte in der 
Regel unmöglich ist. Aus diesem Grunde wird eine 
Beeinträchtigung im denkmalschutzrechtlichen Sinne durch die 
Pelletslagerstätte nicht näher untersucht. 
Der Tausch der Heizanlage in einem Gebäude ist mangels 
Sichtbarkeit nicht geeignet, das geschützte Bild der 
                                                 
130 Vgl. Gliederungspunkte 4.1 und 4.8. 
131 Vgl. Gliederungspunkt 4.5. 
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Gesamtanlage zu beeinträchtigen, weshalb hier keine 
genehmigungspflichtige Handlung vorliegt.132 
Selbige Genehmigungsfreiheit gilt für die Installation in einem 
Kulturdenkmal, da es auch hier nicht zu einer Beeinträchtigung 
des Erscheinungsbildes oder Zerstörung von Gebäudesubstanz 
kommt.133 
Die Installation in eingetragenen Kulturdenkmalen ist immer 
genehmigungspflichtig, da es sich um eine Veränderung des 
inneren Erscheinungsbildes handelt.134 Jedoch ist bei einem 
Tausch der Heizanlage von einem Erteilungsanspruch auf eine 
denkmalschutzrechtliche Genehmigung auszugehen, da der 
unveränderte Erhalt der Substanz und des Erscheinungsbildes 
gewährleistet ist. 
Der Umgebungsschutz eingetragener Kulturdenkmale ist beim 
Tausch einer Heizanlage in jenen baulichen Anlagen nicht 
betroffen.135 
Ein Hinderungsgrund für den Einbau von Pelletheizungen können 
Bebauungsplanfestsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23 a) BauGB 
sein, die die Verbrennung von Holzpellets untersagen.136 Ein sehr 
gutes Beispiel für die Lösung dieses Konfliktes praktiziert die 
Stadt Esslingen a. N. Dort gilt für die gesamte Stadt eine 
Satzung für die beschränkte Verwendung bestimmter 
Brennstoffe,137 von der jedoch regelmäßig Befreiungen für solche 
Anlagen erteilt werden, die vom Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) als „förderbare automatisch beschickte 
Biomasseanlagen“ eingestuft werden. 
                                                 
132 Vgl. Gliederungspunkt 2.4. 
133 Vgl. Gliederungspunkt 2.2.4. 
134 Vgl. Gliederungspunkt 2.3.1. 
135 Vgl. Gliederungspunkt 2.3.2 
136 Vgl. Gliederungspunkt 5.2.2. 
137 Vgl. Satzung über die beschränkte Verwendung luftverunreinigender 
Brennstoffe, siehe Anlage 15. 
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5.5.2 KWK-Anlagen 
Auch die Installation von KWK-Anlagen ist eine unproblematische 
Möglichkeit, die Vorgaben des EWärmeG zu erfüllen. Zu beachten 
ist, dass KWK-Anlagen, welche mit fossilen Brennstoffen (meist 
Gas oder Heizöl) betrieben werden, als Ersatzmaßnahme in 
Sinne des § 5 Abs. 2 EWärmeG gewertet werden und solche, die 
mit Biomasse betrieben werden, die anteilige Nutzungspflicht des 
§ 4 Abs. 2 EWärmeG erfüllen.138 Bei letzteren werden aus den 
bereits genannten Gründen nur jene zum Betrieb mit Pellets 
betrachtet.139 
Für beide Anlagentypen gelten die Ausführungen zu 
denkmalschutzrechtlichen Konflikten bei der Pelletheizung, für 
Pellet-KWK-Anlagen jene zum § 9 Abs. 1 Nr. 23 a) BauGB und 
zur Pelletslagerstätte uneingeschränkt.140 
Werden Öl- oder Gasheizanlagen durch eine KWK-Anlage des 
selben Energieträgers ersetzt, entfallen zusätzlich alle weiteren 
Maßnahmen zur Änderung der Energieversorgung, was diesen 
Anlagentausch technisch verhältnismäßig einfach gestaltet. 
Zu beachten ist bei diesen Anlagen allerdings immer ihr noch 
recht hoher Preis im Vergleich zu Anlagen ohne Kraft-Wärme-
Kopplung, weshalb genau berechnet werden sollte, ob sich eine 
solche Anlage gerechnet auf die erwartete Lebensdauer 
amortisiert.141 
                                                 
138 Vgl. Gliederungspunkt 4.3. 
139 Vgl. Gliederungspunkt 4.5. 
140 Vgl. Gliederungspunkt 5.5.1. 
141 Zur Amortisation über verschiedene Einspeisevergütungen siehe auch 
Gliederungspunkt 4.3. 
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5.5.3 Solarthermieanlagen und Photovoltaikanlagen 
Der Schwerpunkt des EWärmeG liegt eindeutig auf Solarthermie, 
da sich auf diese Weise nach Meinung des Gesetzgebers die 
anteilige Erfüllung der Nutzungspflicht von regenerativen 
Energien am besten erreichen lässt und somit keine 
Übererfüllung verlangt wird.142 Das wird auch durch die Position 
der Solarthermie in Nr. 1 der Erfüllungsfiktion des § 4 Abs. 3 
EWärmeG deutlich. Die ersatzweise Erfüllung durch 
Photovoltaikanlagen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 3 EWärmeG ist jedoch 
nur bei gleichzeitiger Unmöglichkeit von Solarthermieanlagen 
zulässig.143 
Die in Süddeutschland übliche Dacheindeckung mit roten Ziegeln 
hebt die schwarzen Solarkollektoren und die blauschwarz 
schillernden Photovoltaikzellen kontrastreich hervor. 
Photovoltaikzellen in anderen Farben haben sich aufgrund ihres 
schlechteren Wirkungsgrades auf dem Markt nicht durchgesetzt 
und werden daher nicht behandelt. Grundsätzlich ist bei 
Solarthermieanlagen eher von einer unerheblichen 
Beeinträchtigung auszugehen als bei Photovoltaikanlagen, da 
letztere durch ihr materialbedingtes unregelmäßiges Schimmern 
wesentlich stärker auf der Dachfläche wahrnehmbar sind. 
Eine Genehmigungspflicht ist somit in denkmalgeschützten 
Gesamtanlagen sowie an (eingetragenen) Kulturdenkmalen 
immer gegeben, da das geschützte Bild der Anlage verändert 
wird und eine Beeinträchtigung bzw. Veränderung des 
Erscheinungsbildes vorliegt.144 Bei der Beurteilung der 
Genehmigungsfähigkeit ist bei der Abwägung aller öffentlichen 
und privaten Interessen eine kategorienadäquate Einstufung der 
                                                 
142 Vgl. Begründung für das EWärmeG, LT-Drs. 14/1781, S. 21. 
143 Vgl. Gliederungspunkt 3.5.2. 
144 Vgl. Gliederungspunkte 2.2.4, 2.3.1 und 2.4. 
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Erheblichkeit der Beeinträchtigung vorzunehmen und dabei auf 
den dem Denkmalschutz gegenüber aufgeschlossenen 
Durchschnittsbetrachter abzustellen.145 Grundsätzlich ist jedoch 
bei einer Unterschutzstellung aus künstlerischen Gründen die 
Erheblichkeitsschwelle schneller erreicht als bei 
heimatgeschichtlichen oder wissenschaftlichen Gründen, da dort 
eine besondere ästhetische und gestalterische Qualität im 
Vordergrund steht.146 
Die denkmalgeschützte Gesamtanlage Esslingen a. N. ist aus 
wissenschaftlichen, heimatgeschichtlichen und künstlerischen 
Gründen unter Schutz gestellt. Von Bedeutung ist hierbei nicht 
nur das Bild im Inneren der Gesamtanlage, sondern auch das 
von den umgebenden Hängen sichtbare äußere Bild.147 Auch die 
Gesamtanlagensatzungen der Städte Freiburg und Heidelberg 
mit ihren mittelalterlichen Stadtkernen enthalten ähnliche 
Formulierungen.148 Beide Städte besitzen ebenso wie Esslingen 
mit seiner Burg Hanglagen mit touristischen Zielen, von denen 
die Altstädte mit ihrer Dachlandschaft aus roten Ziegeln 
überblickbar sind. 
Die Beurteilung, ob eine Solarthermie- oder Photovoltaikanlage 
das geschützte Bild einer Gesamtanlage erheblich beeinträchtigt 
und somit nicht genehmigungsfähig ist, ist in jedem Einzelfall zu 
prüfen und von verschiedenen Kriterien abhängig, die so auch 
von der Rechtsprechung erarbeitet wurden. Hierbei kommt es 
                                                 
145 Vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 27.06.2005, VBlBW 2006, S. 20 (22); Vgl. 
VGH Mannheim, Urteil vom 19.07.2000, VBlBW 2001, S. 63 (64); Siehe auch 
Gliederungspunkt 2.2.4. 
146 Vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 27.06.2005, VBlBW 2006, S. 20 (22); 
Siehe auch Gliederungspunkt 2.2.1.2. 
147 Vgl. Satzung über die Gesamtanlage Esslingen am Neckar, siehe Anlage 4. 
148 Vgl. Satzung zum Schutz des Bereiches „Alt Heidelberg“ als Gesamtanlage 
gem. § 19 DSchG, siehe Anlage 16; Vgl. Satzung über den Schutz der 
Gesamtanlage „Historische Altstadt und Innenstadtbereich“ der Stadt 
Freiburg i. Br., siehe Anlage 17. 
 45 
insbesondere auf die Sichtbarkeit vom öffentlichen Straßenraum 
und Fernsichtpunkten, die Größe der Anlage auch im Verhältnis 
zur Dachfläche und ihre Position auf der Dachfläche sowie die 
gestalterische Integration auf bzw. innerhalb der Dachhaut an.149 
So hat der VGH Mannheim geurteilt, dass eine 
Solarthermieanlage, die fast die Hälfte einer Dachfläche 
einnimmt, nur auf die Dachhaut aufgelegt ist und von 
Fernsichtpunkten auch wegen ihrer stark glänzenden Abdeckung 
deutlich als Fremdkörper wahrnehmbar ist, eine erhebliche 
Beeinträchtigung des geschützten Bildes einer Gesamtanlage 
darstellt.150 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt das OVG 
Lüneburg bei einer Photovoltaikanlage auf einem Gebäude 
innerhalb eines denkmalgeschützten Ensembles (Gesamtanlage). 
Diese beeinträchtigt vor allem durch ihr störendes Glänzen, ihre 
Größe, welche 80 % einer Dachfläche bedeckt und ihrer 
Sichtbarkeit von der Straße aus erheblich; das Gericht vermag 
auch trotz der ermessensleitenden Funktion des Art. 20a GG 
keine andere Entscheidung zu treffen.151 
Eine Entscheidung zugunsten von Solarthermieanlagen in 
Gesamtanlagen traf das VG München. Die strittige Anlage ist 
jedoch in die Dachfläche integriert und vom öffentlichen 
Straßenraum sowie vereinzelten Punkten im Stadtgebiet nur 
eingeschränkt sichtbar, weshalb ihre beeinträchtigende Wirkung 
relativ gering ist und nach Abwägung aller ermessenrelevanten 
Umstände ein Genehmigungsanspruch besteht.152 
Bei Kulturdenkmalen besteht jedoch im Unterschied zu 
Gesamtanlagen auch bei nur unerheblichen Beeinträchtigungen 
                                                 
149 Vgl. nichtveröffentlichter Erlass des Niedersächsischen Ministeriums für 
Wissenschaft und Kultur „Denkmalschutz und Solaranlagen“, siehe Anlage 19. 
150 Vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 10.10.1988, BauR 1989, S. 70 (72 f.). 
151 Vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 03.05.2006, BauR 2006, S. 1730 (1732 f.). 
152 Vgl. VG München, Urteil vom 14.07.2005, Az. M 11 K 04.4504, Juris, Rn. 
31 f. 
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kein Genehmigungsanspruch.153 Bei der Ermessenentscheidung 
über eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung sind alle 
relevanten öffentlichen und privaten Belange mit 
einzubeziehen154 und wenn möglich zu einem Ergebnis mit 
vernünftigem Ausgleich zu führen.155 Die vorhergehend 
genannten Kriterien für die Genehmigungsfähigkeit in 
Gesamtanlagen sind auch bei Kulturdenkmalen von 
entscheidender Bedeutung.156 Zu beachten ist, dass 
Rechtsprechung aus anderen Bundesländern zu Solarthermie- 
bzw. Photovoltaikanlagen auf Kulturdenkmalen aufgrund der 
Differenzierung zwischen Kulturdenkmalen und eingetragenen 
Kulturdenkmalen nach dem DSchG Baden-Württemberg nur 
eingeschränkt übertragbar ist. Auch fehlen Urteile, welche die 
„Solarproblematik“ auf Kulturdenkmalen innerhalb von 
Gesamtanlagen behandeln. 
Das VG Braunschweig157 und das VG Göttingen158 begründen ihre 
Entscheidungen zu Gunsten einer Solarthermie- bzw. 
Photovoltaikanlage auf Kulturdenkmalen mit deren 
Größenverhältnis zur Dachfläche, der gestalterischen Integration, 
der geringen Sichtbarkeit vom öffentlichen Straßenraum aus 
sowie der zerstörungsfreien Anbringung an der 
Denkmalsubstanz. Zusätzlich wird das öffentliche Interesse an 
der Nutzung regenerativer Energien betont, weshalb bei der 
Abwägung die Ermessenentscheidung auf dem Wege des 
vernünftigen Ausgleiches aller Interessen zugunsten der 
jeweiligen Anlagen ergeht. Ein Urteil des VGH Mannheim 
                                                 
153 Vgl. Gliederungspunkte 2.2.4 und 2.4. 
154 Vgl. Gliederungspunkt 2.2.4. 
155 Vgl. zum vernünftigen Ausgleich auch Gliederungspunkt 5.3. 
156 Vgl. Sieche, Heinz, in: Strobl/Majocco/Sieche, § 8 Rn. 15. 
157 Vgl. VG Braunschweig, Urteil vom 25.04.2006, Az. 2 A 180/05, 
DWW 2006, S. 295 f. = Juris, Rn. 20 ff. 
158 Vgl. VG Göttingen, Urteil vom 23.03.2007, Az. 2 A 50/05, Juris, Rn. 17 ff. 
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zugunsten einer großflächigen Photovoltaikanlage auf einem 
Kirchendach setzt die Schwelle der Beeinträchtigung 
kategorienadäquat als nicht erheblich an, da die betreffende 
Anlage von dem anthrazitfarben gedeckten Dach nur 
zurückhaltend in Erscheinung tritt.159 
Die Beeinträchtigung von Gebäudesubstanz durch die 
Anbringung von Solarthermie- und Photovoltaikanlagen ist bei 
den heutigen Befestigungsmöglichkeiten fast gänzlich zu 
vermeiden. Lediglich die mit den Anlagen einhergehende 
Verlegung von Rohrleitungen bzw. Kabeln bis zum Pufferspeicher 
bzw. Stromzähler kann zu Beeinträchtigungen der 
Gebäudesubstanz führen, die in jedem Einzelfall jedoch auf ein 
möglichst unerhebliches Maß beschränkt werden sollte. 
Eingetragene Kulturdenkmale genießen aufgrund ihrer 
herausragenden Bedeutung und dem gesteigerten öffentlichen 
Interesse an ihrem Erhalt besonderen Schutz.160 Dies soll den 
unveränderten Erhalt der historischen Bausubstanz und des 
Erscheinungsbildes gewährleisten.161 Schon daraus wird 
ersichtlich, dass in aller Regel auch unter Beachtung des 
öffentlichen Interesses Umweltschutz162 nicht möglich sein wird, 
die Genehmigungsfähigkeit von Solarthermie- oder 
Photovoltaikanlagen auf eingetragenen Kulturdenkmalen zu 
bejahen. 
Beim Umgebungsschutz von eingetragenen Kulturdenkmalen 
kann man bei der Schwelle der erheblichen Beeinträchtigung für 
den Genehmigungsanspruch jedoch von ähnlichen Kriterien 
ausgehen, die auch für Gesamtanlagen gelten.163 
                                                 
159 Vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 27.06.2005, VBlBW 2006, S. 20 (22 f.). 
160 Vgl. Gliederungspunkt 2.3. 
161 Vgl. Gliederungspunkt 2.3.1. 
162 Vgl. Gliederungspunkt 5.3. 
163 Vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 27.06.2005, VBlBW 2006, S. 20 (22). 
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Um in allen Einzellfallprüfungen Anhaltspunkte für die 
Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit zu besitzen, empfiehlt 
sich die Erstellung von Richtlinien, an denen sich die Verwaltung 
bei ihren Ermessenentscheidungen grundsätzlich orientieren 
kann. Ein Musterbeispiel hierfür sind die Richtlinien, die die Stadt 
Freiburg ihrer Gesamtanlagensatzung beigefügt hat.164 
Einen beachtenswerten Versuch zur Vereinbarkeit von 
Solarthermieanlagen und Denkmalschutz hat die Stadt Marburg 
unternommen, deren Altstadt ebenfalls als Ensemble gemäß 
hessischem Denkmalschutzgesetz (Gesamtanlage) unter 
Denkmalschutz steht. Sie hat eine Satzung beschlossen, die für 
das gesamte Stadtgebiet eine Nutzungspflicht für 
Solarthermieanlagen ähnlich dem EWärmeG vorschreibt und in 
§ 7 spezielle Anforderungen bei der Umsetzung in Denkmalen 
enthält.165 Jedoch besitzt auch diese Satzung die Möglichkeit der 
ersatzweisen Erfüllung sowie eine Befreiungsmöglichkeit von der 
Nutzungspflicht, wenn und soweit öffentlich-rechtliche 
Vorschriften entgegenstehen, um dem Umweltschutz nicht einen 
generellen Vorrang vor dem Denkmalschutz einzuräumen. Diese 
Satzung ist bisher aufgrund Beanstandungen des 
Regierungspräsidiums Gießen nicht in Kraft getreten; eine Klage 
der Stadt Marburg vor dem VG Gießen hiergegen ist anhängig. 
Eine letzte Hürde kann für Solarthermie- und 
Photovoltaikanlagen der Ausschluss durch örtliche 
Bauvorschriften nach § 74 LBO sein.166 Jedoch ist bei Vorliegen 
der Voraussetzungen für eine denkmalschutzrechtliche 
Genehmigung davon auszugehen, dass die gestalterische 
                                                 
164 Vgl. Satzung über den Schutz der Gesamtanlage „Historische Altstadt und 
Innenstadtbereich“ der Stadt Freiburg i. Br., siehe Anlage 17. 
165 Vgl. Satzung der Universitätsstadt Marburg zur verbindlichen Nutzung der 
Solarenergie in Gebäuden (Solarsatzung), siehe Anlage 18. 
166 Vgl. Gliederungspunkt 5.2.1. 
 49 
Integration dieser Anlagen so erfolgt ist, dass einer Befreiung in 
der Regel nichts entgegensteht. 
Am gewählten Beispiel der Stadt Esslingen am Neckar lässt sich 
insbesondere wegen der Lage der Fernsichtpunkte sagen, dass 
bei Erfüllung der vorhergehend aufgeführten Kriterien die 
Installation von Solarthermie- oder Photovoltaikanlagen in der 
geschützten Gesamtanlage grundsätzlich genehmigungsfähig ist, 
sofern sie auch von den Fernsichtpunkten nicht als deutlich 
beeinträchtigend wahrgenommen werden. Nachfolgend soll dies 
durch einige Aufnahmen des Autors verdeutlicht werden. 
 
 
Die in der Karte sichtbaren roten Punkte stellen die jeweiligen 
Aufnahmeorte von den Fernsichtpunkten dar. 
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Der wichtigste Fernsichtpunkt mit touristischer Qualität der Stadt 
Esslingen stellt die Burg dar. Diese befindet sich nördlich direkt 
oberhalb der Altstadt. Deshalb ist davon auszugehen, dass in 
diese Richtung keine Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie 
errichtet werden. Aufgrund der deutlichen Sichtbarkeit auf der 
Dachlandschaft wäre auch nicht von einer Genehmigungs-
fähigkeit auszugehen. Selbiges gilt für die Weinberge der Stadt, 
welche sich allesamt nördlich der Altstadt befinden. 
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Ein weiterer bedeutsamer Fernsichtpunkt ist das Jägerhaus bzw. 
der Segelflugplatz nördlich der Stadt. Die von letzterem getätigte 
Aufnahme verdeutlicht jedoch, dass die Altstadt dort durch das 




Der Blick vom Zollberg südlich der Stadt ist aufgrund des dichten 
Baumbestandes und der zahlreichen Häuser nur sehr 
eingeschränkt möglich. Die gezeigte Ansicht konnte der Autor 
erst nach Erklimmen eines Zaunes fotografieren, ansonsten wäre 
der Blick auf die Altstadt noch wesentlich eingeschränkter. Eine 
architektonisch integrierte kleine Solarthermie- oder 
Photovoltaikanlage wäre - auch aufgrund der Entfernung zur 




Der freie Blick auf die Altstadt aus südlicher Richtung von 
Ostfildern-Parksiedlung verdeutlicht noch stärker, dass aufgrund 
der großen Entfernung zur Altstadt kleine Solarthermie- oder 
Photovoltaikanlagen mit bloßem Auge vermutlich nicht 
wahrnehmbar wären oder zumindest nicht als störend 




Der Blick von der Bundesstraße 10 auf die Altstadt ist aufgrund 
des Baumbestandes ebenfalls nicht gegeben. Lediglich auf Höhe 
des Landratsamtes Esslingen lassen sich einige Dächer 
ausmachen. 
Die gezeigten Aufnahmen verdeutlichen, dass der 
grundsätzlichen Genehmigungsfähigkeit nichts entgegensteht, 
wenn die genannten Kriterien erfüllt werden. Wie bereits 
erwähnt, muss jedoch in jedem Einzelfall eine Prüfung erfolgen 
und alle privaten sowie öffentlichen Interessen sorgfältig 
abgewogen werden, bevor eine Entscheidung über die 
denkmalschutzrechtliche Genehmigung getroffen werden kann. 
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6 Fazit 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sowohl der 
Umweltschutz als Staatsziel als auch der Denkmalschutz von 
hohem öffentlichem Interesse sind und für den Erhalt unserer 
Kultur auf verschiedene Weisen bedeutsam sind. Beiden sollte 
auch aus diesem Grund kein genereller Vorrang gewährt werden, 
sondern in jedem Einzelfall eine sorgfältige Abwägung der 
konkurrierenden Interessen getroffen werden. 
Durch diese Arbeit wird deutlich, dass es verschiedene 
Möglichkeiten gibt, regenerative Energien auch in 
denkmalgeschützten Gesamtanlagen zu nutzen, ohne hierbei 
nennenswerte Beeinträchtigungen für die denkmalgeschützten 
Objekte zu verursachen. Den Denkmalschutzbehörden obliegt 
hier die schwierige Aufgabe, die Interessen des 
Denkmalschutzes, des Umweltschutzes und der Eigentümer auch 
mit einer Beratung, welche Anlage im Einzelfall zur Nutzung der 
regenerativen Energien und zur Erfüllung der Vorgaben des 
EWärmeG am geeignetsten ist, zu einer vernünftigen Lösung zu 
bringen. 
Eine von vorneherein ablehnende Haltung gegenüber einzelnen 
Lösungen ist jedoch nicht angebracht. Die vom Autor getroffene 
Auswahl beschreibt die gängigsten Anlagen und berücksichtigt 
auch den damit verbundenen finanziellen Aufwand, der sich bei 
weiterer Verbreitung solcher Anlagen auf dem Markt ändern 
wird. Durch die fortschreitende technische Entwicklung werden in 
Zukunft sicherlich neue und eventuell besser geeignete Anlagen 
zur Wärmegewinnung in denkmalgeschützten Gebäuden 
verfügbar sein. Auch die Entwicklung der Gesetzgebung im 






Langfristige Entwicklung des Ölpreises 
 
Quelle: http://www.boersennotizbuch.de/marktdaten/oelpreis-
und-inflation, Stand 30.12.2008 
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Anlage 2 
Anteile der Energieträger an der Gebäudeheizung (Hessen) 
 
  1994 2000
Heizöl 49,5 % 41,6 % 
Erdgas 37,4 % 43,4 % 
Strom 4,9 % 6,9 % 
Fernwärme 5,1 % 4,8 % 
Festbrennstoffe 3,0 % 3,3 % 
 
Quelle: http://www.hlug.de/medien/luft/emiss_wi/ 
meth_heizung.htm, Stand 30.12.2008 
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Anlage 3 















Ortsrecht6-3.pdf, Stand 02.01.2009 
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Anlage 5 
Verhältnis EEWärmeG / EWärmeG 
 
Was geschieht mit dem Wärmegesetz des Landes Baden-
Württemberg?  
Hinsichtlich der Luftreinhaltung kommt dem Bund konkurrierende 
Gesetzgebungskompetenz zu. Das bedeutet: Trifft der Bund auf diesem Gebiet 
eine Regelung, hat diese Vorrang. Regelungen der Länder entfalten keine 
Wirkung mehr. So verhält es sich auch mit dem Wärmegesetz des Landes Baden 
Württemberg. Tritt das Wärmegesetz des Bundes in Kraft, sind die Regelungen 
des baden-württembergischen Wärmegesetzes für den Neubaubereich 
hinfällig. Dies gilt allerdings erst ab dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes, also 
ab dem 1. Januar 2009. Bis zu diesem Datum gilt die landesrechtliche 
Nutzungspflicht für Neubauvorhaben in Baden-Württemberg weiter.  
Darüber hinaus hat der Bund den Ländern auch zukünftig zwei Bereiche 
zugestanden, in denen sie eigene Regelungen treffen können: Zum einen 
können die Länder höhere Pflichtanteile bei der Nutzung von 
Solarthermieanlagen festlegen. Zum anderen können sie Regelungen treffen, 
die auch Eigentümer von Bestandsbauten verpflichten, so wie dies ebenfalls 
bereits in Baden-Württemberg vorgesehen ist. Diese Nutzungspflicht des 
Landes Baden-Württemberg für Bestandsbauten wird durch das Bundesgesetz 

















Wer Strom und Wärme gleichzeitig erzeugt, spart Brennstoff und entlastet die 
Umwelt.  
Anlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) erzeugen gleichzeitig Strom und 
Wärme und nutzen damit bis zu 90 Prozent der eingesetzten Energie. Dank der 
stark verbesserten Primärenergieausnutzung erzeugen sie etwa 34% weniger CO2 
(Kohlendioxid) als bei konventioneller getrennter Bereitstellung von Wärme und 
Strom.  
Mini-KWK-Anlagen können überall dort eingesetzt werden, wo viele Stunden im 
Jahr Wärme gebraucht wird. Dies sind besonders Wohngebäude 
(Warmwasserbereitung), Gewerbebetriebe, Schulen, Hotels, Altenheime, 
Sportstätten usw.  
Die Kraft-Wärme-Kopplung ist eine der wirksamsten Maßnahmen zur Senkung 
der CO2-Emissionen. Deshalb fördert die BMU-Klimaschutzinitiative den 
stärkeren Einsatz von Mini-KWK-Anlagen durch Zuschüsse zu Investitionen in 
Neuanlagen mit einer Leistung bis maximal 50 kWel. Einen Bonus erhalten KWK-




41793.php, Stand 19.01.2009 
 XIV 
Anlage 8 
Heizen mit Holz 
 
Zum Heizen mit Scheitholz kommen Einzelraumfeuerungen als auch 
Zentralheizungen in Frage. Diese bisher übliche Differenzierung beinhaltet im 
ersten Fall offene Kamine und Kamine mit Heizeinsatz, Kaminöfen und 
Dauerbrandöfen sowie Kachelöfen und Speicheröfen, die zum Zwecke der 
Beheizung einzelner Räume im Wohnbereich zum Einsatz kommen. In den 
holzverarbeitenden Berufen werden Dauerbrandöfen auch in der Werkstatt 
genutzt. Die Wärmeleistungen von Einzelraumfeuerungen liegen entsprechend 
ihrem Einsatzzweck im Wohnbereich überwiegend im Bereich von ca. 4 bis 15 
kW, vereinzelt werden Anlagen mit Leistungen von bis zu 50 kW angeboten. In 
Einzelraumfeuerstätten kommen auch aus Holzresten der industriellen 
Holzverarbeitung hergestellte Holzbriketts zum Einsatz.  
Von Hand mit Scheitholz beschickte Zentralheizungskessel heizen über das 
wasserführende Zentralheizungssystem die ganze Wohnung bzw. ganze Gebäude. 
Vom Verbrennungsprinzip her werden hier Oberbrandkessel und Vergaserkessel 
unterschieden. Die Oberbrandkessel haben, wie der Name bereits sagt, das 
Funktionsprinzip des oberen Abbrands. Wie auch die von Hand beschickten 
Einzelraumfeuerstätten haben sie vergleichsweise geringe feuerungstechnische 
Wirkungsgrade und vergleichsweise hohe Staub- und Kohlenmonoxid-
Emissionen. Scheitholzvergaserkessel haben das Prinzip des unteren oder 
seitlichen Abbrandest. Hierbei brennt die Flamme nicht nach oben durch die 
Brennstoffschicht, sondern das Holz vergast im Glutbett und die seitlich oder nach 
unten geführten Holzgase werden in einer separaten Brennkammer verbrannt. 
Scheitholzvergaserkessel sind recht komfortabel. Die Verbrennung ist sehr 
gleichmäßig und das Holz muss nur in recht langen Abständen nachgelegt 
werden. In Abhängigkeit vom Füllraumvolumen ist das Heizungssystem mit 
einem angemessenen Pufferspeicher auszustatten, der die aus dem Holz 
freiwerdende Wärme, die nicht direkt vom Heizsystem aufgenommen werden 
kann, zwischenspeichert. In der Regel kommt dabei ein Kombispeicher zur Heiz- 
und Brauchwassererwärmung zum Einsatz oder es werden gesonderte Heiz- und 
Brauchwasserspeicher installiert. Vielfach werden solche Systeme durch eine 
solarthermische Anlage zur Brauchwasserbereitung in den Sommermonaten bzw. 
zur ergänzenden Heizungsunterstützung in der Übergangszeit ergänzt.  
 
Quelle: http://www.bio-energie.de/cms35/Scheitholz. 
1696.0.html, Stand 20.01.2009 
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Anlage 9 
Holzpellets – Vorteile gegenüber anderen biogenen Brennstoffen 
 
Nicht nur gegenüber fossilen Energieträgern weisen Pellets Vorteile auf. Auch 
verglichen mit anderen Festbrennstoffen wie Stückholz und Hackschnitzeln hat 
die Verwendung von Pellets deutliche Vorzüge: 
• Lagerungsfähigkeit:  
Holzpellets benötigen aufgrund ihrer hohen Roh- und Energiedichte ein 
deutlich geringeres Lagervolumen als andere biogene Festbrennstoffe. 
Dies erlaubt eine kostengünstige und platzsparende Vorratshaltung für 
eine Heizperiode.  
• Transportfähigkeit:  
Die normierten bzw. standardisierten Abmessungen der Pellets 
ermöglichen eine einfache, komfortable Handhabung, einen effizienten 
Transport sowie den Einsatz vollautomatisierter Fördersysteme. Die 
Holzpellets können mit einem Tankwagen angeliefert, in den Vorratskeller 
gepumpt und von dort vollautomatisch zum Brenner befördert werden. 
Pelletheizungen stehen damit – abgesehen von der gelegentlichen 
Ascheentnahme – Öl- und Gasheizungen hinsichtlich Handhabung und 
Komfort in keiner Weise nach.  
• Emissionen:  
Die Verbrennung von Holzpellets in Pelletöfen und Pelletzentralheizungen 
ist emissionsarm. Die Emissionsgrenzwerte der 1. Bundes-Immissions-
Schutz-Verordnung (1. BImSchV) werden von modernen Pelletkesseln 
sehr deutlich unterschritten. Die Pelletfeuerung weist bei Kohlenmonoxid 
und Staub, vor allem auch im Teillastbereich, deutlich niedrigere 
Emissionen auf als die Verfeuerung von anderen Festbrennstoffen wie z. 
B. Scheitholz oder Hackschnitzeln. 
• Stoffeigenschaften:  
Holzpellets zeichnen sich durch einen Aschegehalt von ca. 0,5 % sowie 
einer Restfeuchte von unter 10 % aus. Diese Werte sind deutlich niedriger 
als bei den anderen biogenen Brennstoffen. Je Gewichts- bzw. auch 
Volumeneinheit haben Pellets daher einen deutlich höheren Heizwert. Die 
geringe Restfeuchte ermöglicht außerdem eine dauerhafte, problemlose 
Lagerung der Pellets. Diese Vorteile auf Dauer zu gewährleisten, erfordert 
allerdings die Lagerung in trockenen bzw. ausreichend belüfteten Räumen.  
 
Quelle: http://www.bio-energie.de/cms35/Vorteile-von-
Holzpelle.494.0.html, Stand 20.01.2009 
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funktionsweise-waermepumpe.gif, Stand 02.02.2009 
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Anlage 11 
Heizungstemperaturen und Jahresarbeitszahl 
 
Effizienzfaktoren / Wie funktioniert eine Wärmepumpe richtig? 
Je geringer der Temperaturunterschied zwischen Wärmequelle und gewünschter 
Raumtemperatur, desto weniger muss die Wärmepumpe arbeiten. Ideal sind daher 
Wärmequellen, die auch im Winter eine möglichst hohe Temperatur besitzen 
(Grundwasser) und Heizungen, die mit möglichst niedrigen Vorlauftemperaturen 
auskommen (Flächenheizungen). 
Jahresarbeitszahl / JAZ  
Die JAZ benennt die Effizienz der gesamten Heizungsanlage und ist die 
wichtigste Kennzahl der Wärmepumpe. Sie berücksichtigt nicht nur die Leistung, 
sondern auch "betriebsbedingte Schwankungen" wie etwa das Heizverhalten der 
Hausbewohner. Konkret bezeichnet die JAZ das Verhältnis von Stromverbrauch 
und Nutzwärme. Für Pumpen mit verschiedenen Wärmequellen gelten folgende 
JAZ - Annahmen: 
Sole-Wasser-Wärmepumpen mit Kollektor: bis 4  
Sole-Wasser-Wärmepumpen mit Erdsonde: bis 4,5  
Wasser-Wasser-Wärmepumpen: bis 4,5  
Luft-Wasser-Wärmepumpen: bis 3,3  
Vor allem Luft-Wasserwärmepumpen werden wegen ihrer relativ niedrigen 
Effizienz oft bivalent, also parallel zu einem zweiten Heizsystem, betrieben. 
Pumpen, die Grundwasser oder Erdreich anzapfen, eignen sich zum 






funktionsweise.html, Stand 02.02.2009 
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Anlage 12 
Jahresarbeitszahlen, Wärmequellen und Heizungsarten 
 
Arbeitszahlen 
Erdreich-Wärmepumpen zahlen sich aus 
Wärmepumpen genießen einen guten Ruf. Doch wie alltagstauglich arbeiten sie? Die Lokale 
Agenda 21-Gruppe Energie im badischen Lahr hat genau nachgemessen und kommt zu dem 
Schluss, dass die Energieausbeute sehr stark davon abhängt, welche Wärmequelle man 
anzapft: Ergebnis: Nur die Erdreich-Wärmepumpen sparen wirklich Energie. 
(22. März 2008) - "Mit 100 Prozent Sonne heizen", mit solchen Werbeversprechen locken die 
Hersteller von Wärmepumpen umwelt- und preisbewusste Kunden. Die Praxis sieht völlig anders 
aus. Das zeigt die Felduntersuchung in Lahr. Die lokale Agenda 21-Gruppe hat gemeinsam mit der 
Energieagentur Offenburg die Leistung von Wärmepumpen erfasst. Badenova und das E-Werk 
Mittelbaden unterstützen das Projekt finanziell. 
Die Lahrer Forscher nahmen 33 Ein- und Zweifamilienhäuser mit Wärmepumpenheizung von elf 
Herstellern und fünf Wärmepumpen für die Warmwasserbereitung unter die Lupe. Schon nach 
dem ersten Messjahr kommt das Team zu interessanten Ergebnissen. 
Die Jahresarbeitszahl 
Wärmepumpen "pumpen" über einen Kältemittelkreislauf Niedertemperaturwärme aus der 
Umwelt, also beispielsweise aus der Luft, aus dem Grundwasser oder dem Erdreich, mit Hilfe von 
Strom auf ein höheres, für die Heizung und für die Bereitung von Warmwasser nutzbares 
Temperaturniveau. Entscheidend für die Effizienz einer Wärmepumpe ist die Arbeitszahl, also das 
Verhältnis der Wärme am Ausgang der Wärmepumpe zum erforderlichen Strom an deren Eingang. 
Dieses Verhältnis muss mindestens drei betragen, damit Elektro-Wärmepumpen überhaupt 
nennenswert zum Klimaschutz beitragen können, und um die erheblichen Mehrkosten gegenüber 
einem Brennwertkessel in Höhe von 7.000 bis 16.000 Euro zu rechtfertigen. 
Ein Beispiel: Wenn die Werbung von einer Jahres-Arbeitszahl (JAZ) von vier spricht, dann sind 
25 Prozent Strom erforderlich, um mit 75 Prozent Umweltwärme 100 Prozent Nutzwärme zu 
erzeugen. Eine so hohe Arbeitszahl erreichen unter realistischen Betriebsbedingungen aber nur 
wenige Grundwasser- und Erdsonden-Wärmepumpen. 
Je geringer die benötigte Nutztemperatur ist, umso effizienter arbeitet eine Wärmepumpe. Deshalb 
sind gut gedämmte Häuser mit Fußbodenheizung klar im Vorteil. Denn eine Fußbodenheizung 
kommt mit wesentlich geringeren Heizwassertemperaturen aus. In schlecht gedämmten Häusern 
arbeiten die teuren Wärmepumpen deutlich ineffizienter, weil die Heizkörpertemperaturen dort 
deutlich höher liegen müssen. Die Agenda-Gruppe ermittelte bei Luft-Wärmepumpen mit 
Radiatorheizkörpern einen Strommehrverbrauch von etwa 25 Prozent gegenüber 
Fußbodenheizungen. 
Wärmequellen 
Am besten schneiden die Erdreich-Heiz-Wärmepumpen ab: Ihre mittleren JAZ beträgt in 
Kombination mit einer Fußbodenheizungen 3,4. Zwei Anlagen übertreffen sogar die in der 
Werbung angegebene JAZ von 4. Grundwasser-Wärmepumpen in Kombination mit einer 
Fußbodenheizung schneiden mit einer JAZ von 3,0 deutlich schlechter ab. Schlusslicht bilden die 
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Luft-Wärmepumpen mit einer JAZ von 2,8 bei Fußbodenheizungen; bei Radiatorheizkörpern sind 
es nur 2,3. 
Betrachtet man das gesamte Heizsystem einschließlich Heizungspufferspeicher und 
Warmwasserbereitung, dann liegen die JAZ einer Wärmepumpe sogar noch um etwa 0,3-JAZ-
Punkte niedriger. Der Betreiber muss also bei einer Luft-Wärmepumpe in Kombination mit 
Heizradiatoren – eine typische Situation in einem Altbau – mit einer JAZ von zwei die Hälfte 
seines gesamten Wärmebedarfes direkt mit teurer elektrischer Energie decken! 
Bei diesem Ergebnis wird deutlich, dass sich auch die mit Luft betriebenen Klein-Warmwasser-
Wärmepumpen mit einer mittleren Jahresarbeitszahl von lediglich 1,9 ökologisch nicht rechnen. 
Insgesamt zeigt sich, dass Wärmepumpen die vom neuen BAFA-Förderprogramm geforderten 
Jahresarbeitszahlen zwar rechnerisch nach VDI 4650 erreichen können. Im praktischen Einsatz 
wird dieses Ergebnis jedoch meist verfehlt. 
Eine von der Heizung getrennte Warmwasserversorgung bringt übrigens keine ökologischen 
Vorteile gegenüber einer mit der Heizung kombinierten Lösung. Die ineffizienten Elektro-
Standspeicher und separaten Wärmepumpen zur Erwärmung des Brauchwassers erhöhen lediglich 
die Kosten. 
Empfehlungen 
Erdreich-Wärmepumpen können im Mittel bis zu 25 Prozent Primärenergie und damit das 
schädliche CO2 einsparen. Ihr Einsatz trägt damit zum Klimaschutz bei. Bei Luft-Wärmepumpen 
trifft das dagegen nur bei wenigen Einzelfällen zu. Die mittlere System-Jahresarbeitszahl liegt 
selbst mit einer Fußbodenheizung mit 2,5 unter dem mindestens erforderlichen Wert von 2,7. 
Auch wenn das Wärmepumpensystem diesen Grenzwert erreicht, fragt sich ein potentieller Käufer 
zu Recht, warum er 7.000 Euro mehr im Vergleich zu einem Brennwertkessel ausgeben soll, wenn 
er mit einer Luft-Wärmepumpe keine Primärenergie einspart. 
 
Quelle: http://www.energieverbraucher.de/de/Zuhause/Heizen/ 
Waermepumpen/Arbeitszahlen/site__298, Stand 03.02.2009 
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Wärmequellen für Wärmepumpen 
 
Wärmequelle Wärmepumpe  
Luft/Wasser-Wärmepumpe (Wärmequelle Außen- oder Raumluft)  
Relativ einfach installierbar. Standardmodell für die Heizungssanierung von 
Altbauten, aber geeignet für alle wärmegedämmten Gebäude ohne oder mit 
kleinem Garten. Ideal mit Flächenheizung in Fußboden oder Wand, ergänzt aber 
z.B. auch Öl- oder Gasbrennkessel. Platzsparend bei Innen- oder 
Außenaufstellung. 
Sole- Wasser Wärmepumpe (Wärmequelle Erdreich)  
Meistens als alleinige Heizung eingesetzt. Geeignet für Alt- und Neubauten mit 
großem, baumlosen Grundstück. Ein Erdkollektor benötigt zwei- bis dreimal so 
viel waagerechte Außenfläche wie die Fläche der beheizten Räume. Auch 
senkrecht in die Tiefe verlegte Erdsonden brauchen viel Grundstücksfläche 
(Mindestabstände untereinander bzw. zu unterirdischen Leitungen etc.). 
Bodenqualität muss stimmen: je feuchter desto besser. Optimal für Kollektor ist 
wassergesättigter Sand/Kies; für Erdsonden Gneis oder Granit, gefolgt von 
Sandstein, Kalkstein und Ton. Trockener Sandboden bringt die wenigsten Watt 
pro m². 
Wasser/Wasser Wärmepumpe (Wärmequelle Grundwasser)  
Meistens als alleinige Heizung eingesetzt. Geeignet für Gebäude außerhalb eines 
Wasserschutzgebiets mit großem Garten. Erfordert zwei aufwendige Bohrungen 
für einen Förder- und einen Schluckbrunnen. 
Luft-Luft-Wärmepumpe (Wärmequelle Abluft)  
Eigentlich eine Lüftungsanlage mit zusätzlicher Wärmepumpe. Kommt für 






waermepumpen/welche-waermepumpe.html, Stand 03.02.2009 
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Anlage 14 
Funktionsprinzip einer Solarthermie-Anlage 
 
Die Solarthermie Funktionsweise basiert auf der einfachen Erfahrung: Sonnenstrahlung 
erwärmt das Wasser. 
Aufgabe Solarthermie 
Wer sein Duschwasser vom Heizkessel erwärmen lässt, verbraucht im Sommer übermäßig 
Energie. Schließlich muss der Kessel nur für ein paar Duschgänge durchgehend heizen. 
Solarkollektoren erwärmen im Sommer das Duschwasser ganz allein, der Heizkessel bleibt aus. Im 
Winter unterstützt die Solaranlage auch noch die Heizung. Der Kessel heizt nur um die paar Grad 
nach, die die Sonne nicht schafft! 
Solarthermie Komponenten  
Solarthermie-Anlagen bestehen aus Kollektor, einem Pufferspeicher (am besten gemeinsam mit 
der Heizungsanlage), einer Pumpengruppe, einem geschlossenem Rohrkreis und einer Regelung. 
Mittlerweile ist die Technik so gut ausgereift, dass bei korrekter Einstellung das Zusammenspiel 
zwischen Kollektoren und Heizkessel reibungslos funktioniert.  
Solarthermie Funktionsweise 
Die Kollektoren der Solarthermie absorbieren die Sonnenstrahlung. Ein Wasser-Frostschutz-
Gemisch leitet die Wärme über einen Wärmetauscher zum Solarspeicher. Das abgekühlte Gemisch 
wird zurück zum Kollektor gepumpt. Die Wassermasse des Speichers gleicht das schwankende 
Energieangebot der Sonne aus. Hier bildet sich eine natürliche Temperaturschichtung: Das 
„leichtere“ warme Wasser steigt auf und wird aus dem oberen Teil entnommen.  
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